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„In den ersten Novembertagen 1951 fährt zur mitternächtlichen Stunde vor 
meiner Münchener Wohnung ein schwarzer Mercedes vor. Ich werde im Auftrag 
des ehemaligen Fliegergenerals Hentschel gebeten, noch in dieser Nacht nach 
Düsseldorf zu kommen. Gegenstand der Bitte: eine dringliche Aussprache über den 
Verlauf der Soldatentagung in Kochel. Eine Stunde später braust der schwarze 
Wagen im Höllentempo über die Autobahn. Es ist noch nicht 7 Uhr morgens, als 
wir in Düsseldorf eintreffen. Mein Begleiter fährt mich durch einen Irrgarten von 
Gäßchen, bis wir im winzigen und fensterlosen Zimmerchen eines Kellergeschosses 
landen. Eine liebenswürdige Dame empfängt mich. Ich glaube zunächst, vielleicht 
eine Tochter des Generals vor mir zu haben. Es ist ein Irrtum. Die vor mir steht, 
ist Hilde OdinghofF, die persönliche Vertraute und Sekretärin Oskar Neumanns, 
Mitglied des Parteivorstandes der KPD. Es ist der Mann, der die Fäden aller 
KP-gesteuerten Tarnorganisationen in der Bundesrepublik in seinen Händen 
hält. Nur - damals weiß ich es noch nicht. 

Im Verlauf unserer politischen Unterhaltung gibt Neumann dem Gespräch 
plötzlich eine persönliche Wendung: ,Was tun Sie eigentlich? Sie wollen doch nicht 
ewig stempeln gehen?' Meine Erklärung, daß ich mich schon lange Zeit mit dem 
Gedanken der Herausgabe einer militärpolitischen Pressekorrespondenz trage, 
wird sofort aufgegriffen; er sagt mir die finanzielle Sicherstellung des Objekts 
ohne jede Auflage zu und meint dann: ,Sie werden also von nun an nie mehr 
arbeitslos werden in Ihrem Leben, außer in den Zeiten, wo Sie im Gefängnis 
sitzen.*.* * 

Diese Niederschrift Rudolf Steidls, des ehemaligen Mittelsmanns für die 
Herausgabe kommunistisch getarnter Zeitungen und Zeitschriften in der Bundes- 
republik, läßt bereits die Eigenschaften durchblicken, auf die bei einem führenden 
nichtkommunistischen Mitglied einer Tarnorganisation Wert gelegt wird: 

es muß kontaktfreudig sein und Beziehungen zu breiten bürgerlichen Bevöl- 
kerungskreisen haben; 

es muß ehrgeizig und von dem Drang beseelt sein, unbedingt eine Rolle zu 
spielen. 



* Aus der im August 1955 erschienenen letzten Ausgabe (Sondernummer) der Wochen- 
schrift »Die Nation - , München, in der der Herausgeber, Rudolf Steidl, die ostzonalen 
Finanzierungsquellen und Hintermänner preisgab. 
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2,3 MILLIONEN DM FÜR EINEN MANN 

Durch die Hände des erwähnten Steidl gingen in einem Zeitraum von drei 
Jahren etwa 2,3 Millionen DM West. Diese Summe wurde ihm aus Ostberlin 
zugeteilt mit der Bestimmung, Soldatenverbände und Kreise ehemaliger Offiziere 
und Soldaten mit Hilfe von repräsentativ ausgestatteten „nationalen" Wochen- 
zeitungen und militärpolitischen Zeitschriften zu zersetzen und zu infiltrieren. 
Als Steidl mit seinen Mitarbeitern und Auftraggebern in Streit geriet, ließ er 
das ganze Unternehmen dadurch auffliegen, daß er Auftraggeber, Geldquellen 
und die genaue Hohe der Geldzuwendungen an die einzelnen Organe öffentlich 
bekanntgab. 

Solche Pannen unterlaufen dem Kommunismus bei seiner Infiltration West- 
deutschlands nur selten. Meist sind die Schlüsselfiguren dieser Organisationen be- 
reit, ins Gefängnis zu gehen, wenn sie überführt werden. 

Der Fall des Agitators Steidl war eine große Affäre, gemessen an den Beträgen, 
die er erhalten und weisungsgemäß auch verteilt hat. Er ist kein Einzelfall, 

Hunderte von Agenten werden Jahr für Jahr geworben und mit Geld oder Argu- 
menten bestochen, unter denen die Zusicherung einer gut dotierten Stellung im 
künftigen kommunistischen Staat eine wichtige Rolle spielt. 

Daneben laufen alte kommunistische Organisationen weiter; neue getarnte 
Vereine, Kreise und Gruppen werden gegründet. Schauplatz dieser Vorgänge ist 
die Bundesrepublik. Sie ist außerdem das Ziel eines ständigen Agentenstromes, 
der aus der Zone kommt. Er besteht aus Kommunisten und Mitläufern, die in 
der Zone wohnen, dort ausgebildet sind und laufend instruiert werden und auf 
ihren Reisen durch die Bundesrepublik zeitlich begrenzte Agitations- und Infiltra- 
tionsaufgaben zu erfüllen haben. 

\ ' . , -. r \! ' ' ' \ 

Dieses System der Infiltration erfordert einen ungeheuren Aufwand nicht nur 
an Menschen, sondern auch an finanziellen Mitteln. Er wird auf viele Millionen 
geschätzt, die unmittelbar für diese Zwecke ausgegeben werden: für den D 
der Agitationsschriften, für die Löhne der Agitatoren, für die Subventioniei 
kommunistischer und halbkommunistischer Verlagsunternehmungen in der Bun- 
desrepublik, für Bahn- und Kraftwagentransporte usw. Dazu kommen die Kosten 
für die zahlreichen Abteilungen innerhalb der ostzonalen Ministerien (z.B. im 
Staatssicherheitsdienst und im Ministerium für Nationale Verteidigung mit ihren 
Spionageapparaten) und der „Massenorganisationen" (z. B. der Staatsgewerkschaft 
„FDGB" = „Freier Deutscher Gewerkschaftsbund" und der „Nationalen Front"), 
die diesen Infiltrationsprozeß nach zentralen Anweisungen sektorenweise diri- 
gieren. 
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Angesichte dieser Anstrengungen fragt man sich, welche Grunde wichtig ge- 
nug sein können, einen solchen Kampf zu führen, der die Immerhin doch schma- 
len Kassen der Zonenbehörden außerordentlich belastet. 



EXISTENZKAMPF — FÜR DAS REGIME DER ZONE 



Die kommunistischen Machthaber in Pankow führen diesen Kampf für ihre 
nicht gesicherte Existenz. Dem Regime der Sowjetzone, das von der sowjeti- 
schen Besatzungsmacht eingesetzt worden ist, fehlt bis heute jede Bestätigung 
durch das Volk. Ja, die Bevölkerung hat am 17. Juni 1953 gezeigt, daß sie bereit 
ist, durch aktiven und passiven Widerstand dieses ihr aufgezwungene Regime zu 
beseitigen. Nur durch das Eingreifen der sowjetischen Streitkräfte konnte das 
kommunistische System der Zone damals aufrecht erhalten werden. 

Eine Regierung, die sich auf Bajonette stützen muß, weil die Bevölkerung nicht 
hinter ihr steht, befindet sich trotz aller Bekundungen der Stärke in einer schwa- 
chen Position. Für die Männer von Pankow (in diesem Teil Berlins wohnen die 
Mächtigen der Zone in einem geschlossenen Bezirk, daher der Name »Pankow" 
für die Machthaber in Mitteldeutschland) kommt zu dieser Schwäche noch eine 
weitere hinzu: die Bürger der „Deutschen Demokratischen Republik" blicken in 
ihrer überwiegenden Mehrheit voller Sehnsucht auf den Westen ihres Vaterlandes, 
auf die Bundesrepublik mit ihren politischen Freiheiten und dem dadurch möglich 
gewordenen wirtschaftlichen Aufschwung. Sie wollen ebenso wie wir die Wieder- 
vereinigung in Freiheit. Diesem Verlangen begegnet Pankow aus verständlichen 
Gründen mit 

der planmäßigen Diffamierung unseres freiheitlichen Rechtsstaates, unserer 
Politik und der für diese Politik Verantwortlichen. Die Bewohner der „DDR" 
sollen eine möglichst negative Vorstellung von den Verhältnissen bei uns haben; 
nur wenn das gelingt, hat Pankow Aussicht, von den Menschen In Mitteldeutsch- 
land positiver als bisher beurteilt zu werden. 

Zu dieser für den „Hausgebrauch" bestimmten Propaganda gegen die Bundes- 
republik kommt das Bemühen, unser staatliches Ordnungsgefüge aufzuweichen 
und zu schwächen. Der Zweck dieser ständigen Bemühung ist ebenfalls deutlich: 
wenn es Pankow gelänge, bei uns soziale Unruhen zu stiften, unsere demokrati- 
schen Einrichtungen zu diskreditieren und unseren Verteidigungswillen zu lähmen, 
dann würde das Regime Ulbricht- Grote wohl den Anschein einer echten Legiti- 
mation erhalten - für die Herrschaft über Mitteldeutschland ebenso wie über 
Westdeutschland. 



Alle diese Versuche werden also im ureigensten Interesse des Zonen-Regimes 
unternommen — sie dienen gleichzeitig jedoch auch der allgemein von Moskau 
betriebenen Politik - der Schwächung der westlichen Abwehrbereitschaft. Das 
Eigeninteresse von Pankow trifft sich hier mit der allgemeinen Zielsetzung des 
„großen Bruders" im Kreml, der die Aktionen gegen die Bundesrepublik weit- 
gehend steuert. Die Koordinierung der Aktionen ist heute so weit vorangetrie- 
ben, daß die Tarnorgane in der Bundesrepublik ganz offen außenpolitische For- 
derungen der Sowjetunion propagieren, deren Verwirklichung einer Auflösung 
der Bundesrepublik gleichkäme. 



DIE SCHLÜSSELSTELLUNG DER BUNDESWEHR 

Zur Begründung der permanenten sowjetischen Offensive gegen Deutschland 
kann man auf historische Wurzeln verweisen. Es ist bekannt, daß Lenin im Jahre 
1918 zu anderen Kommunistenführern gesagt hat, das Gelingen der russischen 
Revolution bedeute viel, aber es bedeute nichts gegen die deutsche Revolution, die 
noch kommen müsse. Dieser Komplex mag bei der Gewohnheit der Sowjetkom- 
munisten, dogmatisch an früheren Urteilen und Vorurteilen festzuhalten, auch 
heute noch im obersten sowjetischen Apparat eine Rolle spielen. Weit wichtiger 
ist die Bedeutung, welche die Sowjetunion der deutschen Wehrfähigkeit im 
Rahmen des Atlantik-Paktes beimißt. Bei dem Wort „Remilitarisierung" entsteht 
bei sowjetischen Funktionären nicht die Vorstellung von zwölf deutschen Divisio- 
nen, wie sie geplant sind, sondern es entsteht ein Erinnerungsbild an die deutschen 
Heeresgruppen und Armeen, die Im zweiten Weltkrieg bis zum Kaukasus und bis • 
nach Moskau vordrangen. Dieses Bild mag falsch und gänzlich subjektiv sein, es 
ist. aber doch nicht ganz ohne objektive Bedeutung. Richtig ist nämlich, daß die 
deutsche Leistung im Rahmen der Verteidigung Europas von ausschlaggebendem 
Gewicht ist und daß eine Ausschaltung dieser deutschen Leistung mit großer 
Wahrscheinlichkeit die Verteidigungsfront überhaupt sprengen und Europa dem 
Zugriff der Sowjetunion öffnen würde. 

Man braucht dabei nicht unmittelbar an militärische Aktionen der Sowjets zur 
Okkupation Westeuropas zu denken. Sobald aber ein echter militärischer Wider- 
stand gegen eine direkte Aggression des Ostblocks nicht mehr möglich wäre, 
würde die Unterwerfung des Westens durch indirekte Aggression, nämlich durch 
verstärkte Propaganda, Unterwühlung, Revolte, Terror und Umsturz möglich 
sein. Die Sowjets haben in der Nachkriegszeit nicht so sehr mit militärischen, 
sondern mit den Mitteln der indirekten Aggression den Unterwerfungsprozeß 
in den Satellitenländern eingeleitet und vollendet. Ihre Waffe war die Einschüch- 
terung durch Anwesenheit von Sowjettruppen oder durch die Drohung, sie heran- 




zuziehen. Westeuropa gegenüber versagt diese Einschüchterung so lange, als die 
Verteidigungsfront unter dem Prinzip der abgestuften Abschreckung fest gefügt 
ist und 'in ihrem Kernstück durch die deutsche Leistung getragen wird. Daher 
betrachtet es die sowjetische Politik als eine Hauptaufgabe, die Bundesrepublik 
aus dieser Front herauszusprengen und zu neutralisieren. 

■ 

Wir müssen also mit koordinierten und permanenten Aktionen der Sowjet- 
union und der Sowjetzone, darüber hinaus des gesamten kommunistischen 
ocks, rechnen, die sehr große Mittel einsetzen und darauf ausgehen, die 
staatlichen Einrichtungen der Bundesrepublik zu erschüttern, die Moral der Be- 
völkerung zu lähmen, den Abwehrwillen zu schwächen und die Bundesrepublik 
in Schwierigkeiten mit ihren Verbündeten zu verwickeln. 




DIE KRÄFTE DES WIDERSTANDES 



Die Aufgabe, die sich der Kommunismus damit gestellt hat, ist nicht leicht. 
Die Freiheit, die der Bürger der Bundesrepublik genießt, läßt sich durch noch so 
viele Agitatoren und Pamphlete nicht wegdiskutieren. Das gegenseitige Vertrauen 
im westlichen Bündnissystem ist groß, und unsere Verbündeten haben sich seit 
vielen Jahren in jedem einzelnen Fall bereit gezeigt, für die Sicherheit der Bun- 
desrepublik und Berlins und für unsere nationalen Forderungen einzutreten. 
Besonders wichtig aber ist, daß die Bevölkerung der Bundesrepublik vollkommen 
abgeneigt ist, kommunistische Dogmen anzuerkennen und kommunistischen Ge- 
dankengängen zu folgen. Jede Wahl, die nach dem Kriege in der Bundesrepublik 
und in West-Berlin stattgefunden hat, hat das bestätigt. 

Aber diese Mißerfolge, die bereits 1945 begonnen haben, führten nicht dazu, 
die sowjetische und die kommunistische Aktivität zu dämpfen. Im Gegenteil, je 
mehr Mißerfolge die Kommunisten auf dem legalen Sektor ernteten, desto mehr 
Anstrengungen wurden auf dem illegalen und halblegalen Sektor unternommen. 
Sie spiegeln sich nicht nur in den von Jahr zu Jahr steigenden Geldmitteln wi- 
der, die der Kommunismus im Kampfe gegen die Bundesrepublik einsetzt, son- 
dern vor allem auch in den Kampfmethoden, die der jeweiligen Situation weit- 
gehend angepaßt sind. 

Der Kern der neuen Methode liegt darin, Forderungen aufzustellen, die zu- 
nächst als kommunistische Parolen nicht erkennbar sind. Die Sehnsucht der 
Menschen nach Frieden ist es vor allem, die vom Kommunismus mißbraucht 
wird. Es kommt ihm darauf an, durch solche allgemein ansprechenden Parolen 
Jone Menschen, die mit den üblichen kommunistischen Schlagwörtern gar nicht 



angesprochen werden können, ja durch diese nur verscheucht werden würden, 
seien es kleine Kreise von Intellektuellen, seien es breite Massen, zu gewinnen und 
zusammenzufassen. 



»»FRIEDENSKÄMPFER" 

Diese Methode, die jetzt im größten Stil im Kampf gegen die Bundesrepublik 
angewandt wird und die in der Atomkampagne ihren vorläufigen Höhepunkt ge- 
funden hat, ist schon einmal angewandt worden, und zwar gleich nach dem 
Kriege. Damals handelte es sich noch nicht darum, speziell das Wehrpotential der 
Bundesrepublik zu lähmen. Sondern es ging darum, die Überlegenheit Amerikas 
in der Atomrüstung auszugleichen und die militärische Vormacht der Sowjets auf 
dem Kontinent aufrechtzuerhalten. Mit einer Reihe von sogenannten Friedens- 
kongressen gelang es der Sowjetunion, breite Querverbindungen zu schaffen und 
vor allem Intellektuelle in großer Zahl in Kontakt mit den kommunistischen 
Frontorganisationen zu bringen. Schon damals zeigten sid» auf dem Gebiet der 
heutigen Bundesrepublik weite Kreise, die zunächst für kommunistische Partei- 
thesen gar nicht anfällig waren, den Zielen einer „Friedensbewegung 0 gegenüber 
durchaus aufgeschlossen. Sie verstanden nicht, daß die sowjetische Bedeutung des 
Begriffs „Friede" eine völlig andere ist als bei ihnen selbst. Für die Kommunisten 
gibt es erst dann „Frieden", wenn der „Klassenkampf" abgeschlossen ist, das 
heißt alle .Klassenfeinde" vernichtet sind, getreu den proletarischen Leitsätzen 
Lenins: „Mag die heuchlerische oder sentimentale Bourgeoisie von Entwaffnung 
träumen! Aber wir haben, solange es in der Welt Unterdrückte und Ausgebeutete 
gibt, nicht nach Entwaffnung zu trachten, sondern nach der allgemeinen Bewaff- 
nung des Volkes* (Lenin, „Armee und Revolution", 1905) und „. . . das revolutio- 
näre Proletariat muß unermüdlich gegen den Krieg agitieren, aber immer daran 
denken, daß Kriege unausrottbar sind, solange sich die Klassenherrschaft über- 
haupt hält." (Lenin, „Der Fall Port Arthur", 1905). 

Die Schwierigkeit der heutigen Weltsituation, die Unnachgiebigkeit der so- 
wjetischen Diplomatie in allen grundsätzlichen Fragen und die Unorientiertheit 
der meisten Menschen in der westlichen Welt ermöglichen es dem Kommunismus, 
mit dieser Methode gutgläubige Idealisten, auf publicity bedachte Künstler, eitle 
Intellektuelle und politisch unerfahrene Wissenschaftler für ihre Ziele - meist ohne 
ihr Wissen - einzuspannen, und damit die Masse der politisch nicht Interessierten, 
der Gutgläubigen und der schlecht Informierten zu verwirren oder in ihrem 
Sinne zu beeinflussen. 

In Deutschland machten die Kommunisten alle Anstrengungen, den Willen 
der deutschen Bevölkerung zur Wiedervereinigung als Vorspann für ihre „Frie- 
densziele" zu benutzen. 
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Nach Kriegsende war den Kommunisten auch in den drei westlichen Zonen 
Deutschlands ein größerer Einfluß auf die inneren Verhältnisse als Konsequenz 
des alliierten Sieges mit Zubilligung und teilweise auch Förderung der Besatzungs- 
mächte zugefallen. Er verringerte sich jedoch - nicht zuletzt dank einer geringen 
Anfälligkeit der westdeutschen Bevölkerung für den Kommunismus angesichts 
der komm n n istischen Praxis in der russisch besetzten Zone — immer mehr, so daß 
die Kommunisten allmählich aus den meisten Länderparlamenten und 1953 auch 
aus dem Bundestag verschwanden. Daher legte der Kommunismus sehr bald 
das Schwergewicht seiner Bemühungen auf Tarnorganisationen und auf den Aus- 
bau einer illegalen Parteiorganisation, die aus dem Untergrund die Arbeit der 
Kommunistischen Partei nach deren Verbot in Westdeutschland zu übernehmen 
hatten. 

Da die Frage der Wiedervereinigung auch durch den Gegensatz zwischen 
Regierung und Opposition Uber den Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik an 
der Seite des Westens außerordentlich beschwert ist, ergaben sich daflir beson- 
dere Ansatzpunkte. 

■ 

> 

■ ■ 

DIE TARNORGANISATIONEN 

Die kommunistischen Tarnorganisationen wandten sich an pazifistische, kirch- 
liche, wissenschaftliche und allgemein intellektuelle Kreise. Dabei machten sie 
sich die Angst vor dem Atomkrieg, die Sehnsucht nach der Wiedervereinigung 
und die aus den Ressentiments der Vergangenheit gespeisten Stimmungen gegen 
die V/iederbewaffnung zunutze. 

Der Wert einer Tarnorganisation für den Kommunismus hängt davon ab, ob 
es ihr gelingt, nichtkommunistische Persönlichkeiten, die große öffentliche Achtung 
genießen, in ihre Aktionen einzuspannen. So bemächtigte sich die kommunistische 
Propaganda der Äußerungen Albert Schweitzers und ganz besonders des Aufrufs 
der GÖttinger Professoren gegen die atomare Bewaffnung der Bundeswehr, der 
lange Zeit geradezu die Grundlage der Propaganda bildete, die die kommunisti- 
schen Tarnorganisationen in der Bundesrepublik trieben. Volksbefragungen, Kon- 
gresse, Foren, Resolutionen, Unterschriftensammlungen, Massenveranstaltungen 
für den Frieden und gegen den Atomkrieg kamen dazu. Sie sind beliebte Mittel 
kommunistischer Tarnorganisationen in nichtkommunistischen Ländern, wo alle 
diejenigen öffentlichen Äußerungen gefördert werden, die der Kommunismus in 
seiner Machtsphäre unter schwere Strafe stellt. 

Insbesondere „Volksbefragungen" spielen eine Rolle. Mit besonderer Hart- 
näckigkeit erheben die Kommunisten und ihre Tarnorganisationen in entschei- 

■ 
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dungsvollen policischen Augenblicken die Forderung nach Volksbefragungen. So 
wurde auch 1951 bereits eine Tarnorganisation „Hauptausschuß für Volksbefra- 
gung gegen Remilitarisierung und für Abschluß eines Friedenvertrages"* gebildet, 
die vom Zentralkomitee der SED in Ostberlin dirigier: wurde. In dem Ver- 
fahren vor dem Bundesgerichtshof gegen die Funktionäre dieser Tarnorganisation, 
Oskar Neumann, Bechtle und Dickel (Aktenzeichen STE/68/52 u. STB 11/54), 
ist festgestellt worden, daß die Machthaber der Sowjetzone mit dieser Volks- 
befragungsaktion in Westdeutschland ein bestimmtes hochverräterisches Unter- 
nehmen in Gang gesetzt hatten. Zur Einleitung dieses Unternehmens waren 
die Angeklagten als zuverlässige und erprobte Funktionäre der KP für die 
Arbeit im Hauptausschuß abgeordnet und ständig mit den erforderlichen Wei- 
sungen versehen worden. Dabei hatten die Hintermänner des Unternehmens, 
wie daß auch bei anderen kommunistischen Tarnorganisationen der Fall ist, 
entscheidenden Wert darauf gelegt, daß die Leitung der Volksbefragungs- 
aktion scheinbar in den Händen solcher Personen lag, die der Öffentlichkeit ge- 
genüber parteipolitisch neutral oder doch nicht als Parteigänger der Sowj'etzonen- 
politik erschienen. Unter Ausnutzung solcher, der Öffentlichkeit gegenüber un- 
verdächtiger, Persönlichkeiten hatten die Hintermänner des Unternehmens mit 
Hilfe der Angeklagten die wirkliche Führung fest in der Hand behalten. Ihre 
Absicht war es dabei gewesen, für ein politisches Tagesziel, das man allgemein 
für erstrebenswert halten konnte, ohne damit gleich die den Kommunisten vor- 
schwebenden weiteren Ziele der vollständigen Umgestaltung des politischen und 
sozialen Lebens zu bejahen, möglichst breite Volksmassen zu gewinnen und 
ihnen auf diese Weise allmählich und unmerklich auch kommunistische Gedan- 
kengänge und Auffassungen nahezubringen. 

Mit dieser Methode ist versucht worden, die Voraussetzungen für einen ge- 
waltsamen Umsturz zu schaffen. 



GESCHMEIDIGE METHODEN 

In Westdeutschland sind weite Bevölkerungskreise aus einem satten Egoismus 
heraus politisch uninteressiert und erliegen eher den bequemen, einschläfernden 
Parolen des getarnten Kommunismus, als daß sie bereit wären, selbst in die gei- 
stigen und weltanschaulichen Auseinandersetzungen gegen den Weltkommunismus 
mit ihrer eigenen Person einzugreifen. Auf diese Weise ist es einer fanatischen, 
opferbereiten kleinen kommunistischen Minderheit von Berufsrevolutionären 
immer wieder gelungen, die Sehnsüchte und Gefühle einer zur Trägheit neigen- 
den Masse in kritischen Phasen der weltpolitischen Entwicklung aufzuputschen. 
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Die Geschmeidigkeit der Taktik macht es den Tarnorganisationen möglich, das 
gesteckte Ziel auf immer neuen "Wegen anzugehen. Methoden und Parolen sind 
• variabel, je nachdem, welche Ansatzpunkte zur Erzeugung von Verwirrung, 
Unzufriedenheit und Mißstimmung gerade gegeben sind. Dabei kommt es immer 
darauf an, die von der kommunistischen Zentrale bestimmten Schwerpunkte 
der jeweils aktuellen politischen Thematik herauszuarbeiten und in ihrem Sinne 
zu verdeutlichen. 

Wird einer Tarnorganisatipn ihr kommunistischer Ursprung nachgewiesen, ver- 
schwindet sie über Nacht von der Bildfläche, und ihre im Hintergrund arbei- 
tenden Agenten wechseln in eine neue Tarnorganisation über. Bei dieser Agilität 
und Wendigkeit verwundert es nicht, wenn die Zahl dieser Organisationen 
immer größer wird. Daher läßt sich keine vollständige Liste der in der Bundes- 
republik bestehenden Tarnorganisationen aufstellen. Aber die Vielfalt der Namen 
macht ihre Zweckbestimmung deutlich. Man wendet sich an alle Berufsschichten, 
, z. B. an den Mittelstand, an Landwirte, Juristen, Studenten, Gewerkschafter, Pro- 
fessoren. Anfang Mai 1959 wurden in der Bundesrepublik einige Hundert Tarn- 
organisationen registriert. 

Ii"' . ' ■ - •;. ; 

■ 

t 




Welcher Bundesbürger wird an Kommunisten denken, wenn ihm morgens 
mit der Post ein höfliches Schreiben des „Arbeitskreises der Parkfestspiele 
Sanssouci" oder der ir Arbeltsgemeinschuft zur Rettung der Lüneburger Beide' 1 
oder der „Arbeitsgemeinschaft zum Schutze des Kindes" auf den Fruhstücks- 
tisch flattert? 
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5 INNERE ORGANISATION 7 



Aus der Urteilsbegründung des Bundesgerichtshofs vom 2. August 1954 in dem 
bereits erwähnten Prozeß gegen Oskar Neumann geht hervor, wie eine Tarn- 
organisation arbeitet und wie ihre Drahtzieher im Hintergrund agieren: Ein 
„Hauptausschuß für Volksbefragung" wurde gebildet, dem ein Präsidium vor- 
geschoben wurde. Seine Wahl erfolgte durch Zuruf ohne förmliche Abstim- 
mung. Dieses Präsidium, dessen Mitglieder (etwa 60) aus den verschiedensten 
Teilen der Bundesrepublik stammten, bestimmte aus seiner Mitte die geschäfts- 
führende Leitung. Deren Zusammensetzung blieb bis zum Abschluß der Aktion 
im wesentlichen unverändert. Sie leistete organisatorisch und propagandistisch 
die Hauptarbeit. Der Öffentlichkeit gegenüber trat sie jedoch nicht in Erscheinung, 
nach außen galt das Präsidium als Träger der Aktion. Zur Durchführung der 
laufenden Arbeiten wurden außerdem verschiedene Abteilungen mit hauptamtlich 
bestellten und bezahlten Leitern gegründet. 

Neben diesen Abteilungen wurden innerhalb des »Hauptausschusses - noch Ar- 
beitsgruppen gebildet, denen die propagandistische Erfassung bestimmter Volks- 
kreise oblag. So gab es eine „Arbeitsgruppe Sozialdemokraten", eine „Arbeits- 
gruppe Betriebe und Gewerkschaften", eine „Arbeitsgruppe für katholische 
Christen" sowie eine »Arbeitsgruppe für evangelische Christen*. 

Nachdem ein Aufruf veröffentlicht worden war, wurden „Ausschüsse für 
Volksbefragung" auf Landesebene gebildet. Diese erhielten "Weisungen vom 
Präsidium, d. h. vom geschäftsführenden Vorstand. Ein Mitglied des geschäfts- 
führenden Vorstandes war der eigentliche Führer der Volksbefragungsaktion, 
trat aber als solcher nicht in Erscheinung. Er war von seiner Partei, der KPD, 
für diese Aufgabe abgestellt worden. / 

Wörtlich heißt es in dem Urteil des Bundesgerichtshofs: „Sich innerhalb des 
Hauptausschusses durchzusetzen, konnte (dem angeklagten leitenden Mitglied) 
angesichts der Persönlichkeiten, die nach außen als angeblich führend in Erschei- 
nung traten, keine besonderen Schwierigkeiten bereiten. Er war ihnen politisch 
in jeder Richtung weit überlegen. Manche Präsidialmitglieder mögen nicht einmal 
erkannt haben, in welchem Umfange sie für kommunistische Zwecke eingespannt 
wurden." An anderer Stelle: „Daß der Angeklagte sich nach außen nicht auffällig 
betätigte, steht der Feststellung seiner führenden Rolle nicht entgegen. Diese 
Zurückhaltung lag gerade in der Linie der kommunistischen Politik. Die KPD 
mußte von Anfang an darum bemüht sein, daß die von ihr abgeordneten Funk- 
tionäre nach außen nicht führend in Erscheinung traten. Schon in ihren Anfängen 
war die Volksbefragung als eine kommunistisch gesteuerte Aktion bezeichnet 
worden. Darin lag vom kommunistischen Standpunkt aus eine wesentliche Ge- 
fahr für das Gelingen der Aktion. Es mußte deshalb entscheidender Wert 
darauf gelegt werden, daß sich diese Auffassung nicht alsbald und allgemein 



durchsetzte. Denn es kam ja darauf an, die weitverbreitete Stimmung gegen die 
Wiederbewaffnung in einer großen Massenorganisation einzufangen und der 
kommunistischen Politik dienstbar zu machen. Das wiederum war nur möglich, 
wenn die Führung des Hauptausschusses und seiner Untergliederungen nach 
außen hin nicht in der Hand der Kommunisten lag." 

Lakonisch stellt das Urteil fest: Nach Ablauf der Aktion „wurde der Ange- 
klagte vom Parteivorstand der KFD aus dem Präsidium des Hauptausschusses 
abberufen und mit anderen Aufgaben betraut" 



„AKTIONSEINHEIT DER ARBEITERKLASSE" 

Mit größtem Nachdruck versuchen die Kommunisten unter der Losung 
„Aktionseinheit der Arbeiterklasse" die Arbeiterschaft, die Gewerkschaftsorganisa- 
tionen und die Sozialdemokratische Partei für gemeinsame politische Aktionen 
zu gewinnen- Sie wenden sich auch an das Bürgertum, die Jugend und die 
Intelligenz, um sie in einer „breiten demokratischen Volksbewegung - zusammen- 
zuschließen. 



In der offiziellen Propaganda der Kommunisten wird die „Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse", d. h. eine Zusammenarbeit der Kommunisten mit den 
sozialdemokratischen Arbeitern gefordert. Andererseits ist in den internen 
Anweisungen und Schulungsbriefen für die Funktionäre der SED der Wille 
zu Vernichtung der SPD deutlich ausgesprochen: 



Massen . . . Was wir brauchen, ist jene bolschu 
j Unversöhnlichkeit und Unduldsamkeit gegenüber allen 
Einflüssen der Sozialdemokratie und auch die Uberwin- 
dung aller in unseren Reihen noch vorhandenen Überreste 
aus der sozialdemc kratischen und luxemburgischen Ver, 



Die Kommunisten wenden sich zunächst an die Führung des DGB oder der 
SPD (Taktik der Einheitsfront „von oben*). 

Zeigt sich kein Erfolg, so wird die Herstellung der Einheitsfront „von unten" 
versucht. Mitglieder und untere Funktionäre von Arbeiterorganisationen werden 
angesprochen, um sie von ihrer Führung zu trennen und sie zur Mitarbeit im 
kommunistischen Sinne zu veranlassen-. 
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Auf der 33. Tagung des ZK der SED, die vom 16.-19. 10. 57 in Ostberlin 
stattfand, sagte Grotewohl, die Arbeiterschaft Westdeutschlands müsse sich im 
Bereich der Gewerkschaft zum „einheitlich kampfentschlossenen Handeln orga- 
nisieren". 

„Erforderlich sind Tausende neuer Kontakte, enge bruderliche Beziehun- 
gen zu Gcwerkschaftsorganlsationen, zu sozialdemokratischen Funktionären 
und sozialdemokratischen Organisationen, die Schaffung von festen Stutz- 
punkten In den Großbetrieben Westdeutschlands, von Stützpunkten in den 
Gewerkschaften, in der SPD und in allen Massenorganisationen der Werk- 
tätigen. Das muß sowohl durch die Entsendung von Funktionären und Dele- 
gierten unserer Parteiorganisation und der Gewerkschaften als auch durch 
eine Vervielfachung qualifizierter Delegationen aus Westdeutschland In die 
DDR erfolgen." 

(„Neues Deutschland", Zentralorgan der SED; Ausgabe v. 23. 10. 1957.) 

Daß dieses kommunistische Bündnisstreben nur Mittel zum Zweck ist, bestätigte 
Hermann Matern im „Neuen Deutschland" vom 16. 2. 57, als er sagte: 

„Das Ringen um die Aktionseinheit dient dem Hauptproblem, dem Kampf 
um die Macht; die Aktionseinheit nur um der Einheit willen hat keine be- 
sondere Bedeutung." 



In diesem Sinn schreibt das Or- 
gan der sowjetzonalen Gewerk- 
schaften „Tribüne", Nr. 23 vom 
28. Januar 1958, über eine Ta- 
gung im Januar 1958 in Ost- 
berlin, auf der der Vorschlag 
Grotewohls diskutiert wurde, in 
ganz Deutschland einen Volks- 
entscheid durchzuführen: 

Dieses Dokument beweist, daß die Anhänger der Pankower Diktatur ihr 
Ziel in der Bundesrepublik mit illegalen Mitteln zu erreichen suchen: der 
hier geforderte „Volksentscheid" wäre nach dem Grundgesetz nämlich gar 
nicht zulässig, ganz zu schweigen von der offen ausgesprochenen Drohung, 
den „benötigten Kohlestrom von den Gruben an Rhein, Ruhr und Saar zu 
stoppen". Solche Methoden sind mit der Ordnung unseres freiheitlichen 
Rechtsstaates unvereinbar. 
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-lescs Ziel . 
Mehrfach wurde in der Auss] 
tont, daß die westdeutschen Be 
iter eine bedeutende Kraft dar- 
i, die In der Lage ist, einen 
ien Volksentscheid auch gegen 
die Bonner Atomkriegskonzeption zu 
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haben, den für die NATOA 
benötigten Kohlestrom von den G 
Ruhr und 5 

lollei 
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DIE AUFGABENSTELLUNG 

Wer an uns das Ansinnen stellen würde, für die Ziele des Kommunismus oder 
für die sowjetrussische Weltmachts-Politik einzutreten, würde wenig Gegenliebe 
finden. Die Kommunisten wissen das sehr genau; sie sprechen deshalb in der 
Bundesrepublik von diesen Zielen nicht, ja, sie vermeiden es vielfach, von Politik 
zu uns zu sprechen: man würde die Absicht zu leicht durchschauen. Sie verspre- 
chen sich viel mehr davon, soziale Forderungen zu stellen oder im Namen der 
von ihnen bekämpften Demokratie gegen bestimmte Institutionen (wie die 
Bundeswehr) Stimmung zu machen. 

Daraus ergibt sich folgende Aufgabenstellung der Tarnorganisationen in der 
Bundesrepublik: 

0 Aktivierung der sozialen Forderungen bei der Arbeiterschaft durch die 
Parole „Höhere Löhne, niedrigere Preise"; das Ziel ist der Generalstreik, 

0 Aufbau einer „Volksbewegung" gegen die atomare Bewaffnung der Bundes- 
wehr und für Beseitigung von „Atomstützpunkten' 1 auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik, 

9 Forderung nach Aufhebung des KP-Verbots und nach Amnestie der politi- 
schen Häftlinge, 

0 Propaganda unter dem Gesichtspunkt der ^demokratischen" Wiedervereini- 
gung eines „friedliebenden" Deutschlands. 

Ob es sich um eine Frauenorganisation handelt oder um eine „Vereinigung 
demokratischer Juristen", um eine „Gesellschaft zur Verbreitung wissenschaft- 
licher Kenntnisse" oder um ein „Bürgerkomitee gegen Atomverbrecher", immer 
wird die Grundlage der Tarnarbeit der oben bezeichnete Themenkreis in mehr 
oder weniger geschickter Verpackung sein. 

Der kommunistische Apparat versucht immer wieder, so zum Beispiel auch in 
der Atomkampagne, Demonstrationen und Streiks bis zum Massen- und General- 
streik in Gang zu bringen. 

In dem Bericht des Politbüros an das 35. Plenum des ZK der SED erklärte 
Erich Honecker : 

Ausgehend von der Analyse der Lage und der Kräfte beschäftigte sich deshalb das 
Politbüro mit der weiteren Entwicklung und Stärkung der Friedensbewegung in ganz 
Deutschland. 

Es bestehen reale Möglichkeiten, daß die Friedenskräfte der Deutschen Demokra- 
tischen Republik gemeinsam mit den friedliebenden Kräften Westdeutschlands die 
Organisierung einer solchen Massenorganisation erfolgreich durchführen können. 

Unsere Kreisräte und Kommunalvertretungen sollen sich an die entsprechenden 
Körperschaften Westdeutschlands wenden, besonders an die durch die NATO-Maß- 
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nahmen gefährdeten Städte und Gemeinden mit der Aufforderung, gegen die Errich- 
tung von Raketenbasen und für einen atomwaffenfreien Raum in Mitteleuropa ein- 
zutreten usw. 

Mit den Arbeitern und Gewerkschaf tsdelegationcn aus Westdeutsobland sowie auf 
der Ebene der Nationalen Front des dcmokratiscfjen Deutschland und der Friedens- 
räte sind Notwendigkeit und Aufgaben einer breiten Volksbewegung zu behandeln. 
Wir empfehlen Unterschriftensammlungen, Volksbefragmigen und Petitionen auf 
allen Ebenen zu organisieren. 

Es kommt hinzu, daß die Entwicklung in Westdeutsdiland dazu geführt hat, daß 
die Vorschläge, des Parteivorstandes der SPD in solchen Fragen, wie der Schaffung 
einer atomwaffenfreien Zone, gegen die Erridnung von Raketenbasen und gegen die 
atomare Ausrüstung der Bundeswehr, mit unseren Auffassungen und denen der 
KPD weitgehend übereinstimmen. Was darf uns also daran hindern, in diesen 
nationalen Lebensfragen gemeinsam oder getrennt mit der gleioben Zielrichtung zu 
handeln? Wir sind dazu jedenfalls fest und unverrückbar gewillt und entschlossen, 
und wir wissen uns darin mit vielen sozialdemokratischen Funktionären und Mit- 
gliedern einig. (Neues Deutschland, 8. 2. 1958.) 

Soweit die Meinung des Zentralkomitees der SED, die Erich Honecker nur 
abzulesen und vorzutragen hatte. Diese Rede ist im Februar 1958 gehalten wor- 
den, und doch hat sie heute überraschende Aktualität. 

Man versucht im Sinne dieser Forderung, sich bei der parlamentarischen Oppo- 
sition und bei den westdeutschen Gewerkschaften, die beide auf dem Boden un- 
seres freiheitlichen Rechtsstaates stehen, anzubiedern oder diese zur Verschärfung 
ihrer Opposition anzustacheln. Hierfür ein Beispiel: 

Am 3. April 1958 veröffentlichte die „Tribüne" einen Bericht des offiziellen so- 
wjetzonalen „Allgemeinen Deutschen Nachrichtendienstes" (ADN) aus Bochum: 

Der DGB muß jetzt handeln 

j Bayrisches .Komitee gegen Atomrüstur.g" / Wuppertaler für Generalstreik 

■ a t b o n {AD VT Dm IddeoKharUithra Appell, e e; er.- an alle I n d rat r>x e m erksena r ten der BBndarepablik. . 

MCf irr ilosura AafrUUun« Wc-»l<ie'-t«hl*ndi nicht ProfeMar Dr. Renale Rlrarrfc. d" Initiatorin des 

jontäi-j in sdn. sondern mit dem Eintalx der xrwerfc- Appell* dar 41 Profwwrea an den DGB-B uo ücavoraUnd. 

Kampfmitlei m handeln, richtet* am betonte, (tr dl» w e*;deatv*«-n Cewerkuhaltni darf« ' 

Prelow Di. Renale S 1 cm eck In c it. dieser Situ.ilon nfcni In cratrr UnJc 



Das Ziel ist, die Bundesregierung und das Parlament auszuschalten. Die Bedeu- 
tung dieser Taktik hat der Bundesgerichtshof in dem Urteil gegen Oskar Neu- 
mann dargestellt: 
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In eimm stark industrialisierten und dioht besiedelten Land wie die Bundes- 
republik setzt die Versorgung der Bevölkerung mit den lebensnotwendigen Gütern 
und Diensten ein reibungsloses Ineinandergreifen der vielfältigen Einrichtungen, 
Betriebe und Tätigkeiten voraus. Werden wesentliche Teile dieses komplizierten 
Mechanismus in erheblichem Umfang und für geraume Zeit stillgelegt, oder tritt gar, 
wie beim Generalstreik, eine Lähmung des gesamten öffentlichen und wirtschaftlichen 
Lebens ein, so wird auch das ordnungsgemäße Funktionieren des Staatsapparates 
unmöglich, und es müssen steh zwangsläußg diaotisdie Zustände herausbilden. Wenn 
in der Bevölkerung durch Massendemonstrationen zugleich Unruhe, Angst und Em- 
pörung hervorgerufen werden, dann kann der Fall eintreten, daß sid) Regierung 
und Volksvertretung nicht mehr als Herr der Lage fühlen und daher gezwungen 
sehen, vor den gc^cn sie ankämpfenden gegnerischen Kräften zu kapitulieren, um 
der Bevölkerung wettere und nod> sdjwerere Leiden und Sdjädigungen zu ersparen. 
Daß dies die Folge einer Zwangswirkung wäre, kann nicht ernstlich bezweifelt wer- 
den, vjenn man bedenkt, daß es die widrigste Aufgabe von Regierung und Volks- 
vertretung ist, für das Wohl des Volkes zu sorgen. Ihre Mitglieder müssen es als 
einen auch auf sie persönlich ausgeübten Zwang empfinden, wenn ein für die Be- 
völkerung unerträglicher Zustand der Auflösung jeder Ordnung eintritt, dem sie 
nicht mehr wirksam begegnen können. 

Die Kommunisten, die in den Betrieben als Drahtzieher auftreten, sind stets 
geschulte Agenten und Instrukteure. Nach Angaben zuständiger westdeutscher 
Stellen kommen monatlich etwa 200 Ostager.ten über die Zonengrenze. Es sind 
meist junge Leute, von denen manche Hochschulbildung haben. 

Jahrelang sind sie für ihren Einsatz In Westdeutschland gedrillt worden. 
Man hat ihre Zahl für das gesamte Bundesgebiet auf mehrere Tausend ge- 
schätzt. Daran gemessen ist die Zahl der von den Gerichten des Bundes und 
der Länder erlassenen Haftbefehle gegen solche Personen gering. 



DDE AUSBILDUNGSZENTREN 

Die Ausbildung der Agenten erfolgt an Sonderschulen in der Sowjetzone: 

Aus O b e r h o f kommen die politisch abgerichteten Sportler, um in west- 
deutschen Sportvereinen zu agitieren. 

Aus Eberswalde kommen die Kellner, Küchenmeister und sonstiges 
Hotelpersonal für westdeutsche Städte, Reise- und Verkehrszentren. 

In H a 1 1 e werden Gewerkschaftsspezialisten ausgebildet, 

in Rathenow die Musiker, 

in S a ß n i t z (Rügen) die Seeleute mit Schulungen für Hafenstreiks, Sabo- 
tage, Spionage. 



Im Dienste ähnlicher Zwecke stehen: 

Die FDGB-Schule „Fritz Heckert" in Bernau bei Berlin; sie ist 
auf gewerkschaftliche Westarbeit spezialisiert ; 

die Jugendhochschule „W i I h e I m Pieck" in der strategische 
Seminare für Agenten abgehalten werden; 

dieZentralscHulederNationalenFrontin Bantikow, die die 
Agenten in „allgemeiner Politik" ausbildet; 

die „Deutsche Verwaltungsakademie Walter Ulbricht" 
in Potsdam und 

die „Parteischule Karl Marx", Klein-Machnow; 
die für Spionage, Sabotage und Partisanenkampf schulen; 

dieZentralschulederSEDfürTechnikerin Ballenstedt und 
das Universitätsgut in Ladebow bei Greifswald; sie präparieren 
die Agenten für die Arbeit in westdeutschen Hafenstädten. 

Neben den Industrie- und Hafenstädten werden Gebiete mit Flüchtlingslagern, 
Notstandsgebiete und Gebiete um amerikanische und britische Truppenübungs- 
plätze in der Infiltrationsarbeit besonders berücksichtigt. 

In Mönchswinkel bei Berlin wurde eine nur für Besucher aus der Bundesrepublik 
bestimmte Schule errichtet, an der diese für ihre Tätigkeit in der Bundesrepublik 
geschult werden. In Schönwalde und in Oderberg werden Funktionäre geschult. 
Die Kurse dauerten etwa sechs Monate und wurden unter besonderen Geheim- 
haltungsmaßnahmen durchgeführt; so erhielten die Teilnehmer aus der Bundes- 
republik Decknamen, und die eingehende wie die ausgehende Post wurde kontrol- 
liert. 

Kommt es irgendwo zu einem wilden Streik in der Bundesrepublik, dann 
steckt mit ziemlicher Sicherheit kommunistischer Einfluß dahinter. Die „Freie 
Deutsche Jugend" (FDJ) hat schon vor ihrem Verbot den Auftrag erhalten, 
die Gewerkschaftsjugend in der Bundesrepublik zu unterwandern. Besonders 
aktiv sind ausgesuchte Kräfte an den westdeutschen Universitäten, wo sie 
Aktionsausschüsse, Aktivgruppen und Komitees bilden, insbesondere gegen die 
Atombewaffnung. Sie verstehen sehr geschickt, Diskussionen zu veranstalten und 
zu führen, denen sie einen „überparteilichen" Anstrich geben. Nicht nur Studen- 
ten, auch Professoren und Dozenten erweisen sich oft als anfällig für die Argu- 
mente aktiver Kader junger Kommunisten. 

Wie weit die Verfechter sowjetzonaler und sowjetischer Thesen in der Bundes- 
republik in ihrer Propaganda gehen, ist aus nachfolgenden aufschlußreichen 
Zeilen eines Gedichtes zu entnehmen,, das am h Mai 1958 in dem westdeutschen 
Wochenblatt „Die Andere Zeitung" veröffentlicht wurde. Gepriesen wurde ein 
von Kommunisten angezettelter wilder Streik in Kassel: 
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„Während am fünfundzwanzigsten März 
abgeordnete Pbilantropen auf Stigma- 
tisierte einredeten t 
setzen zwölfbundcrt Proleten ihre Hoff- 
nungen in sich selbst. 
Ich rühme euch Rücksichtslose in Kassel! 
Ihr seid gegen die Marschierer 
marschiert/ 

Prolet, dein Marsebieren hat eine 

Konsequenz: 
Du marscfjierst gegen diesen Staat, 
An den grindigen Fischmäulern und an 

den gichtigen 
Händen kannst du sie orten — 

Die Jesuiten wider den Kommunismus. 
Der gütige Riese seufzt, weil du die 

Predigt anhörst. 
Begnüge dich nicht mit den Halbwahr- 

heiten der Pbilantropen! 

An der Klagemauer schleichen die Ent- 
erbten. 

Prolet, zerfetze die blutigen Laken der 
Nacht! 

Meine Väter kamen ungebeten nach 
Stalingrad. 

Ich werde mich bitten lassen. 
Bruder in Moskau! 

Du hast die Weben der Menschheit für 

mich ertragen. 
Deinem Kopf gehorchen nicht nur die 

eigenen Glieder. 



Dir gilt mein verwegener Herzschlag in 

der Springflut. 
Ich ängstige mich nicht/ Mein! 
Ich träume das Herrliche. 
Und ich hin stark wie der gütige Riese 
vom Jahrgang Neunzehnhundertund- 
siehzehn." 



FLUGBLÄTTER, BROSCHÜREN, ZEITUNGEN 

Die Tarnorganisationen stellen beinahe unbegrenzte Mengen an Propaganda- 
terial zur Verfügung. Flugblätter, Broschüren, Plakate, Zeitschriften und 
itungen, Pressedienste und Informationsdienste sind in ihren Auflagen nicht 
on finanziellen Gesichtspunkten abhängig. Verhältnismäßig gering ist die Zahl 
der direkt finanzierten periodischen Veröffentlichungen. Man registrierte vör dem 
Verbot der KPD 13 kommunistische Tageszeitungen. Sie haben mit einer Höchst- 
auflage von insgesamt 110 000 Exemplaren nie eine größere Rolle gespielt. Diese 
Tageszeitungen erscheinen seit dem Verbot der Partei nicht mehr. Dagegen werden 
getarnte Wochenzeitschriften herausgebracht. Dazu kommen Zeitschriften für 
Politik, Sport, Kultur, Bauern, Lehrer, Flüchtlinge, Mittelstand, Frauen, Jugend 
usw. Unter immer neuen Namen werden sie überall in der Bundesrepublik ver- 
breitet. 

Vor dem Verbot der KPD erschienen ungefähr 600 kommunistische Betriebs- 
zeitungen. Meist wurden sie von Nichtkommunisten redigiert, die dem kommu- 
nistischen Redaktionskollektiv verantwortlich waren. Eine Anweisung an die 
Redaktionen der Betriebszeitungen befahl, unbedingt die Argumente der Sozial- 
demokraten zu „berücksichtigen** und die Alltagssorgen der westdeutschen Ar- 
beiter zum Gegenstand der Propaganda zu machen. Da manche der angepranger- 
ten Mißstände tatsächlich existieren und die Betriebsräte oft Hemmungen haben, 
sie aufzugreifen, fällt es den Kommunisten nicht schwer, sich in ihren Betriebs- 
zeitungen als die „einzig wirklichen Vertreter der Arbeiterklasse" anzupreisen. 
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Im Vordergrund der Agitation stehen sozialpolitische Forderungen und Klassen- 
kampfparolen. In einer Direktive für die kommunistische Betriebsarbeit im „Volks- 
korrespondent", einer Schulungsschrift für die Nachrichtenorganisationen, heißt es: 

Wichtig für unsere Arbeit ist die Erkenntnis: ohne Gewerkschaften keine ent- 
scheidenden Massenkämpfe. Das erfordert mehr denn je, unsere Hauptkraft auf 
die Betriebs- und Gewerkschaf tspolitik y auf die Herstellung der Aktionseinheit 
der Arbeiterklasse zu verlegen und beständig alle politischen Aufgaben von dieser 
Seite aufzugreifen. 

Bequemstes Werbemittel sind die sowjetzonalen Sender. Sie stützen sich in 
ihren Berichten zu einem guten Teil auf Meldungen der „Volkskorrespondenten", 
geschulte Vertrauensleute, die wissen, welche Mitteilungen für den sogenann- 
ten „Freiheitssender 904" erwünscht sind. 

Das Nachrichtenmaterial der Volkskorrespondenten ist zugleich Basis für die 
Herstellung von Untergrund-Betriebszeitschriften, die illegal in den Betrieben 
verteilt werden. Von den 600 Betriebszellenzeitungen vor dem Verbot sind heute 
nur noch wenige übrig geblieben, die unregelmäßig und in den verschiedensten 
Formen erscheinen. In der letzten Zeit steigerte sich die Tätigkeit wieder. An 
72 Orten wurden 156 derartige Betriebszeitungen festgestellt. Es gibt darüber 
hinaus noch andere Betriebsmitteilungen, die aber mit einer Betriebszeitschrift 
kaum in Form und Inhalt etwas zu tun haben und sich in den meisten Fällen 
der Form des Kassibers nähern, also kleinen hektographierten Zetteln, auf denen 
irgendwelche Parolen vermerkt sind. Aufmachung und Druck verraten meist 
schon äußerlich, ob die kommunistischen Propagandaschriften diesseits oder jen- 
seits der Zonengrenze hergestellt worden sind. In letzter Zeit ist auch aus 
Luxemburg und Frankreich deutschsprachiges Agitationsmaterial der Kommuni- 
sten in die Bundesrepublik geflossen. Alles erforderliche Material wird von den 
Volkskorrespondenten geliefert, daneben werden auch offizielle Berichte des 
sowjetzonalen ADN („Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst") verwertet. 

Der Tenor dieser Betriebsmitteilungen ist recht grobschlächtig. Das ist aber 
kein Mangel, sondern bewußte Arbeitsmethode. So heißt es in den Anweisungen 
für Volkskorrespondenten: 

Propaganda heißt wiederholen! Erst wenn die Intelligenz sagt: »Herr, hören Sie 
auf, wir können das nicht mehr mit anhören?* erst dann merkt auch der kleine 
Holzfäller aus Hintcrtup fingen auf und sagt: >Nanu, davon hab ich ja noch nie 
was gehört! Da muß iob mich doch gleich mal erkundigen, um was es sich handelt!' 
Propaganda ist die Kunst der Vereinfachung, Propaganda muß holzschnittartig sein, 
ja r geradezu grobschlächtig und primitiv. 

Chruschtschow erklärte am 5. März 1959 auf der Leipziger Messe, wo er 
wiederholt den Abschluß eines Friedensvertrages mit Deutschland forderte, daß 
er in seinen Ausführungen offensichtlich kaum etwas Neues gesagt habe, „aber 
bekanntlich ist die Wiederholung die Mutter der Weisheit". 
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Unter diesem Aspekt gesehen sind die Betriebsmitteilungen doch etwas anders 
zu werten. Nun sind die Volkskorrespondenten meist kommunistische Fanatiker, 
die sich auch leicht für Zwecke der "Werkspionage einspannen lassen. Das Neu- 
anlaufcn bestimmter Produktionszweige, Produktionsumstellungen, Versuchs- 
ergebnisse und Experimente können zugleich Nachricht und Werkspionage sein - 
Tatsache ist, daß auch in dieser Richtung die Volks-Korrespondenten-Arbeit in der 
Zone hollerithmäßig ausgewertet wird. 

Neben diesen rein nachrichtentechnischcn Fragen gibt es für die Sowjetzonen- 
Kontaktstellen noch andere Ansatzpunkte für die Zersetzungsarbeit. Hennann 
Schirmer, jetzt Organisationsleiter der SED in Ostberlin, sagte am 15. 1. 1956 in 
einem Referat in Stuttgart ganz unverblümt, daß die Kommunisten mit ihren 
Hintermännern „am Schalthebel der Produktion in der Bundesrepublik sitzen. In 
den Chemie- Werken in Hoechst, Leverkusen und Ludwigshafen, in den Zechen- 
betrieben der Ruhrgroßstädte Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen und Gelsen- 
kirchen, in der Elektroindustrie mit ihren Großfirmen und in den wichtigsten 
Autowerken" haben die Kommunisten ihre Kontaktleute, die in der Lage sein 
sollen, von heute auf morgen die Produktion durch Sabotage völlig lahmzulegen. 



Unter der Tarnkappe 

Kommunistische Tarnorganisatlonen 
nutzen Bc/eichminften mit einem mö 




igt in Moei 
ruppedcrWehr- 



vrrwechselbaren Glclcl 
nung anderer nlchtkon.- 
n Kationen. So wurde die 

mründM r um W nel 

dienstverwelgerer ?.V.*\ die immer vlöder 
ihre Gegnerschaft zu kommunistischen Be- 
strebungen beweist, eine getarnte kommuni- 
stische Sammlungsorgan(sation in stellen. 

Für den 5. Juni 1955 hat die kommunisti- 
sche »Interessengemeinschaft der Wehr- 
dienstgegner" zu einem Treffen nach Herne 
eingeladen. Der Aufruf trSgt n. a. die Un- 
terschriften Ton DGB-Funktionären. Diese 
Funktionäre erklären ausdrücklich, daß Ihre 
Unterschriften durch falsche Angaben der 
Tarnorganisationen gegeben wurden. Sie 
distanzieren sich entschiede 
kommunistisch gelenkten i 



Der westdeutsche .Deut- 
sohe Gewerkschaftsbund" 
(DGB) setzte sich in sei- 
ner Zeitung „Welt der 
Arbeit" eindeutig mit den 
Tarnorganisationen und 
ihrer Technik auseinan- 
der. (20.5.1955) 
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Diese Behauptungen Schirmers mögen übertrieben sein. Auf der anderen Seite 
konnte immer wieder festgestellt werden, daß ganz bewußt in Schlüsselbetrieben 
Schwerpunkte gebildet wurden, in denen sogar angebliche Flüchtlinge aus der 
Zone Aufnahme fanden, die schnell mit alten Kommunisten Kontakt aufnahmen, 
sich nach außen hin unpolitisch gaben, aber vorsichtig Parolen propagierten, die 
nicht sofort ihre kommunistische Herkunft verrieten. In verschiedenen Fällen 
wurden diese eingcschleustcn Spezialisten auch für Zwecke der Werkspionage 
eingesetzt. 

Diese getarnten Funktionäre haben bestimmte Aufgaben: Übernahme der 
Volkskoircapondentontütigkeit, Eintritt in den DGB, Aufrücken In die Funk- 
tionärebene, Übernahme unbeliebter Aufgabengebiete, wie Beitragskassierung 
und ähnliches — sie sind nach außen hin der uneigennützige, kollegiale und 
fleißige Freund und Helfer. Damit Ist das erste Ziel erreicht. 

Die nächste Stufe Ist das Anschlagen eines radikalen Tones in Gewerk- 
srJiaftsversarnmlungen, die Einbringung von Resolutionen gegen Atomrüstung, 
das Vorschlagen direkter Kontakte mit Zonenbetrieben. Neben Patenschaften, 
Besuchsdelegationen und der Verpflichtung von Volkskunst-Ensembles und 
Sportveranstaltungen gibt es eine ganze Skala von Kontaktmöglichkelten. 

Als besonders unverdächtig gelten Volkskunst-Ensembles. Die Sowjetzone gibt 
für Sondereinsätze solcher Gruppen jährlich mehr als 2,5 Millionen DM- West 
aus. Das Programm dieser Laiengruppen ist nicht einmal sonderlich radikal, aber 
es genügt den Sowjetzonenmacbthabern völlig, wenn diese Gruppen einen Ein- 
druck der Fröhlichkeit, eines echten Gemeinschaftslebens vermitteln und dadurch 
Kontakte herstellen helfen, auf die es letztlich einzig und allein ankommt; 
ähnlich ist die Rolle der Spongruppen. 

Andere Aufgaben haben die Betriebsdelegationen. Einladungen an Paten- 
betriebe, so heißt es im offiziellen KP-Parteijargon, erscheinen sinnlos, da nur in 
der Wolle gefärbte Kommunisten in die Bundesrepublik kommen können. Dele- 
gationen nach drüben haben für die Zone den Wert, daß sich etwa Gewerkschaf- 
ter aus der Bundesrepublik über sogenannte Errungenschaften der Zone anerken- 
nend aussprechen. Derartige Äußerungen laufen sofort über den Betriebsfunk 
und, wenn es zweckmäßig erscheint, auch über den kommunistischen Sender 904 
und die Zeitungen der Zone. Mit solchen Äußerungen ist der Zweck der Ein- 
ladung erfüllt, alles andere ist nebensächlich. 
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Kommunistische Werkzeitungen für westdeutsche Betriebe. 
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Selbstverständlich bemüht sich die KPD, die Jugend anzusprechen, zumal die 
Anti-Atom-Propaganda für die Zone ausgezeichnete Ansatzpunkte bietet, ebenso 
wie auch die Frage der Wehrdienstverweigerung. Hier ist sogar versucht worden, 
mit Resolutionen einzelner Gewerkschaften und Äußerungen prominenter Betriebs- 
ratsmitglieder Propaganda zu treiben. 

Während die KP-Betriebsblätter in der Bundesrepublik der Zersetzung dienen 
und Titel tragen wie „Sdiweiß und Qual", „Der Kampfruf", „Holzauge sei 
wachsam", dienen die Betriebszeitungen der Sowjetzone dazu, die Forderungen 
der SED für „Erhöhung der Produktivität" und zur „Einführung von Neuerer- 
methoden der sowjetischen Freunde" zu propagieren. Die Titel dieser Blätter 
lauten u. a.: „Ansporn" (Stickstoffwerke Priesteritz), „Friedenstadt" (Sprengstoff- 
werke [!] Schönebeck), „Fortschritt" (Bitterfeld), „Arbeit und Aufbau" (Walz- 
werk Hennigsdorf). 

Es ist die alte Direktive Lenins: „Man muß ... zu allen und jedweden Opfern 
entschlossen sein und sogar — wenn es sein muß - zu allen möglichen Kniffen, 
Listen, illegalen Methoden, zur Verschweigung, Verheimlichung der Wahrheit 
bereit sein, um nur in die Gewerkschaften hineinzukommen, in ihnen zu bleiben 
und in ihnen um jeden Preis kommunistische Arbeit zu leisten." (Ausgewählte 
Werke, Bd. II, S. 701.) 

Die Infiltration»- und Propagandaarbeit, die von den kommunistischen Orga- 
nisationen in der Bundesrepublik mit Hilfe der Sowjetzonenregierung: durch- 
geführt wird, Ist ganz allgemein darauf gerichtet, das politische OefUge aufzu- 
lockern und die Bevölkerung, darunter vor allem die Intelligenzschicht, psycho- 
logisch aufzuweichen. Sie hat daher viele Schwerpunkte. Aber der bedeutendste, 
auf den die Sowjetzonenregierung schon Im Auftrage der hinter Ihr stehenden 
Moskauer Regierung das größte Gewicht legen muß, ist die Aktion gegen 
Wlederbewaftnung und Atomrüstung. 



POLITIK UND STRATEGIE 

In der Sowjetunion besteht volle Klarheit über die Bedeutung, die der Bundes- 
wehr im Rahmen der europäische Verteidigung zukommt. Besonders seit das 
Prinzip der abgestuften Abschreckung die strategische Planung der NATO be- 
herrscht, spielt der deutsche Beitrag eine vielleicht ausschlaggebende Rolle. 

Bei großer Überlegenheit der Sowjetunion an herkömmlichen Streitkräften war 
die Sicherheit Europas jahrelang auf der Überlegenheit der USA in der strate- 
gischen Atombomberwaffe aufgebaut. Die in Europa stehenden NATO-Strek- 
kräfte hatten die Bedeutung eines Schildes, der nur die Absprungbasen des strate- 
gischen Bomberverbandes schützen sollte, damit die USA im Falle eines Angriffs 
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ein NATO-Land sofort den vernichtenden Gegenschlag führen konnten. 
Schild- und Schwertstrategie erschien jedoch unzulänglich gegenüber solchen 
militärischen Unternehmungen des Ostens, die den Einsatz einer so vernichtenden 
und auch für ihren Träger gefährlichen Waffe nicht rechtfertigen können: kleinere 
Aggressionen, geführt etwa nicht von sowjetrussischen, sondern von den Streit- 
kräften eines Satellitenstaates, denen mit einem Vergeltungsschlag durch die 
strategische Bomberwaffe zu begegnen ein schwerer Entschluß wäre. Die Sta- 
tionierung von taktischen Atomwaffen bei den Schildstreitkräften ermöglicht es 
jedoch, dieser Sadilage Rechnung zu tragen. Es kann nämlich jetzt die Feuerkraft 
der Schildstreitkräfte in einem solchen Maß erhöht werden, daß diese selbst ein 
ausreichendes Abschreckungspotenual erhalten, um die erwähnten kleineren 
Aggressionen zu verhindern. 

Daraus ergibt sich schon die Größe des sowjetischen und sowjetzonalen Inter- 
esses an der Verhinderung einer wirksamen deutschen Wiederbewaffnung und 
insbesondere an der Ausstattung der deutschen NATO-Streitkräfte mit taktischen 
Atomwaffen. Diese deutschen Streitkräfte werden, wenn ihre Aufstellung und 
Bewaffnung vollzogen ist, im Zentrum der Abwehrfront Europas stehen. Sind 
sie stark genug, so muß die Sowjetstrategie auf jeden Gewaltakt geringeren For- 
mats verzichten. Sie kann territoriale Veränderungen nurmehr durch Auslösung 
des großen Krieges der Wasserstoffbomben anstreben, und dies nur unter dem 
tödlichen Risiko einer sofortigen Antwort des „Strategie Air Commands" der 
Amerikaner. 

Auch wenn man der Auffassung ist, daß die Sowjetunion für die nächste Zeit 
keine Gewaltakte größeren Ausmaßes plant, so ist doch das Element der per- 
manenten Drohung, das den Sowjets nach dem zweiten Weltkrieg schon so 
außerordentliche Erfolge eingebracht hat, ein wichtiges Mittel der sowjetischen 
Diplomatie und der Kommunistischen Internationale. 

Der propagandistische Kampf gegen die Bundeswehr, gegen ihre Ausstattung 
mit taktischen Atomwaffen und auch gegen die Anwesenheit amerikanischer 
Atomstreitkräfte in Europa ist und muß daher ein Hauptanliegen der sowjetischen 
Strategie und Politik sein. Deshalb wird dieser Kampf nicht aufhören, solange die 
Sowjets und die Sowjetzonenregierung auch nur eine Chance sehen, den Aufbau 
der deutschen Streitkräfte zu verhindern oder wenigstens zu stören und zu ver- 
zögern. 

Dementsprechend sind die Anstrengungen gerade auf diesem Gebiet groß. 
Es ist enorm, was an Hetzschriften, Fälschungen, illustrierten Zeitschriften, Bild- 
broschüren, übelsten Photomontagen, Flugschriften, Briefaktionen an Dienst- 
stellen, Wehrpflichtige und Ehefrauen von Angehörigen der Bundeswehr tonnen- 
weise über die Zonengrenze dirigiert wird. An der Menge und an der oft raffinier- 
ten Ausstattung erkennt man jedoch, daß bei dieser Schwerpunktarbeit finan- 
zielle Überlegungen überhaupt keine Rolle spielen. 



31 




DIE ARBEIT GEGEN DIE BUNDESWEHE 

Eine „Korrespondenzzirkel-Bcwegung" der Sowjetzone mit Filialen in der 
Bundesrepublik läßt ständig eine Flut von Briefen, teilweise mit echten Ab- 
sendern, auf Angehörige der Bundeswehr, ihre Familien und auf besonders aus- 
gesuchte Kreise der Bevölkerung los. Alle diese Briefe richten sich gegen die 
Bundeswehr und vor allem gegen die atomare Bewaffnung. In besonderen Fällen 
- z. B. zu wichtigen Bundestagsdebatten - werden von dieser „Bewegung" Tele- 
graimnaküoiicn gestartet. 

Bemerkenswert Ist, daß es den Kommunisten gelingt, über getarnte Mittels- 
männer in den Besitz von Anschriftenlisten geschlossener Einheiten und Orga- 
nisationen zu gelangen und diese mit ihrem Material zu „versorgen". 
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Formation der Nationalen Volksarmee im Vorbeimarsch. 
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Pamphlete gegen unseren Verteidigungswillen. 
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EINERSEITS — ANDERSEITS 



Um die eigene Rüstung materiell und psychologisch zu fördern, die der Bun- 
desrepublik aber zu lähmen, sind die Sowjets und besonders die Sowjetzonen- 
machthaber zu einer großen Propaganda genötigt, die sich einerseits für die 
eigene Rüstung einsetzt, andererseits die des Westens verdammt. Aus dieser Zwie- 
spältigkeit ergibt sich ein eigenes kommunistisches Vokabular. In dieser Sprache 
heißt es z. B.: 

Soldat der Bundesrepublik 
Soldat der Sowjetzone 



Pazifist in Westdeutschland 
Pazifist in der Sowjetzone 
Exerzieren in München 
Exerzieren in Leipzig 

Amerikanischer Soldat in Deutschland 
Sowjetischer Soldat in Deutschland 



„NATO-Söldling" 
„Vaterlandsverteidiger" 
„deutscher Patriot" 
„kapitalistischer Verräter" 
„brutaler Kasernenhofdrill* . 
„disziplinierte Ausbildung zum 
Schutze der Heimat" 
„US-Bandit" 
„sowjetischer Freund" 



So weit geht die Propaganda auf diesem Sektor, um einem und demselben Volk 
klarzumachen, daß die Aufstellung einer Armee unmoralisch und aggressiv sei, 
wenn dies in der Bundesrepublik geschieht, dagegen hochmoralisch und defensiv, 
wenn es sich um die Sowjetzone handelt. 



Albert Norden, Mitglied des Sekretariats des ZK, Mitglied des Polit- 
büros der SED und Leiter der Agitationskonferenzen der „Bruder- 
partei" der Kommunisten, erklärte am 23. Mai 1955 u. a.: 





.bewaffneten Streitk- 
räfte der DDR ablehnt, 
der ist w o d p r Dom'ok ra t-i 
noch Sozialist. Es ist eine! 
Sache der Würde und Ehre, es ist j 
.demokratisches Gebot, für die Er- \ 
rirhtung bewaffneter Streitkräfte 
, dos Volkes zu seih, weil nur sie 1 
i die Gewähr; dafür geben, daß 0« 



rtanmßßiße Aufbau auf allen G< 
ston des gesellschaftlichen Leben; 




37 



Das aus der Sowjetzone gegen die Bundeswehr gerichtete Material ist vor allem 
auch darauf abgestellt, die Führung der Bundeswehr, Offiziere und Unteroffiziere 
verächtlich zu machen, sie in jeder Weise zu diffamieren und die Jugend zur 
Wehrdienstverweigerung zu bewegen. 



Die (communis tische sogenannte „Nationale Front", die einen Ausschuß gleichen 
Namens in der Bundesrepublik als Tarnorganisation hat, verbreitet ein 
Flugblatt, in dem es u. a. heißt: 

Geht nicht zur Registrierung! 
Stellt sofort den Antrag auf Anerkennung als Kriegs- 
dienstverweigerer. Demonstriert vor den Wehrersatz- 
behörden. 

Boykottiert die Vortage der Bonner Werbeoffiziere 
in Schulen und Betrieben, oder jagt sie zum Teufel. 
Schließt Euch überall zu Gruppen zusammen und 
tretet gemeinsam gegen die Wehrpflicht auf. 

Gleichzeitig werden die Jugendlichen aufgefordert, nicht „einzurücken", 
sondern „auszurücken" und sich „an die Dienststellen der Volks-Polizei" 
zu wenden. 



Der kommunistische Sender „904" erklärte am 21. 1. 1957: 

Kriegsminister (!) Strauß hat es bekanntlich auf die Kriegsdienstverweigerer 
abgesehen. Wie man es von einem Militaristen nicht anders erwarten kann . . will 
er noch in diesem Monat das Gesetz über den Ersatzdienst verabschieden lassen. 
Jedermann begreift, daß dies ein schwerer Angriff auf das verfassungsmäßig ga- 
rantierte Recht auf Krugsdienstverweigerung ist ... Es ist sehr ratsam, daß die 
jungen Leute, sobald die Musterungen beginnen, ihre Erklärung abgeben, daß sie 
Kriegsdienstverweigerer sind . . . 

Und der Minister der sowjetzonalen „Streitkräfte" Stoph erklärte am 
17. 4. 1955: 

Es ist erforderlich, den Ungeist des Pazifismus, der systematisch von unseren 
Feinden in die Bevölkerung getragen wird, entschieden zu bekämpfen...' 



38 



Für die Bundesrepublik bestimmt: 
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Wenn gelesen - bitte weitergeben!- 



Lieber Kamerad vom Jahrgang 1938! 



Du hast den Einberufungsbefehl erhalten oder erwartest ihn in Kürze. 
Sicher denkst Du, daß dies ein harter Schlag für Dich ist. Endlich waren die 
Lehrjahre zu Ende und Du wolltest ein vernünftiges Stück Geld verdienen. 
Natürlich wolltest Du Dich auch in Deinem Beruf firtbllden. Hoffnungsvolle 
Pläne begeisterter. Dich. Und nun werden Deine Pläne über den Haufen 
»vyorfen. Von der schönsten Zeit Deines Lebens rauben Dir die Militaristen 
n Jahr und noch mehr. 

Du möchtest gern wissen, was Du tun sollst; Du mochtest Dir 
Rat holen. Bei wem? 




Die 5C Millionen Toten beider Weltkriege. Deine im Kriege gefallenen Ver- 

Auch die graßlich 
von der Außen- 



können Dir keine Ratschläge mit iui den Weg 
__inrr.elten. die zu vielen Tausenden heute noch, a' 
H; in einsamen Heimen vegetieren, können nicht mit Dir sprechen, obwohl 
*ie « vl-herlieh gern möchten. Weil diese es nicht können und andere, die es 
Önnen, nicht wollen, deshalb wollen wir Kommunisten, deren Partei 
iari verboten hat, die man mundtot machen mochte und die doch niemand zum 
bringt. Dir einiges sagen. 



Dieser Militärdie 
bringt Dir dazu no 

Natürlich wird man 
sei und auch nicht mtt 
jä den Bsrras schmadefc 




nicht nur ein verlorenes Jahr, sondern 



ile und Schaden. 



KOMMUNISTISCHE PARTEI 
ZENTRALKOl 
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ICHLANDS 



... und Flugblatt für Wehrpflichtige. 
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Für die Ostzone bestimmt: 



Die auf taktischen Rücksichten beruhenden Äußerungen haben die Kommunisten 
selbst durch wiederholte Enthüllungen ihrer wahren Absichten widerlegt. So hat 
Hermann Matern, der eine wichtige Rolle in der Arbeit der SED gegen die 
Bundesrepublik spielt, am 17. September 1957 in der Sporthalle in Berlin erklärt: 

Wir kämpfen dafür, daß der Sozialismus in ganz Deutschland Wirklicfjkeit wird, 
daß auch über Rhein und Ruhr die roten Fahnen der Arbeiterbewegung siegreief? 
wehen. 



Zum Tage der sogenannten „Nationalen Volksarmee" am 1. März 1957 äußerte 
sich Stoph: 

Dem Programm des Krieges» dem Programm der imperialistischen Abenteurer, 
steht das Programm des Friedens, das Programm der SED zum Kampf gegen den 
Militarismus und für die friedliche und demokratische Wiedervereinigung Deutsch- 
lands gegenüber. Dieses Programm wird die Initiative der deutseijen Arbeiterklasse 
zur Erfüllung ihrer historischen Aufgabe, ein Deutschland ohne Imperialisten und 
Militaristen zu schaffen, inspirieren. Die DDR ist die Basis und das Vorbild für die 
Schaffung eines neuen Deutschland . . . 

(Radio Ostberlin, 28. 2. 1957) 
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liebe Kollege nl 

Ich hob« im „Neuen Deutsch- 
land" von dem Verlrog über Freund- 
schaft. Zusammenarbeit und gegen- 
teiligen Beistand gelesen, der am 
14. Mol in Warschau unterzeichnet 
wurde. Meine Meinung Ist, doB 
dieser Vertrag gut und richtig Ist: 

Meine Söhne Helmut 
und lAlhor ' orhailaUn Im VEB 
Schwermaschinenbau .7. Oktober". 
Magdeburg, alt Kranführer bzw. 
Oießerekirbeiter, Meine Sohne und 
Ich waren uns einig, oaß wir viel 
Schönes ru verteidigen haben. Del- 
holb höbe Ich meine beiden Söhne 
Helmut und Lorhai in ihrem Wunsch 
bostorkt, sieh zur Verteidigung der 
Heimat zur Vertilgung iu stellar*. 

Seit dem 10. Mol trogen sie nun 
dos Ehrenkleid der Kasernierten 
Volkspolizei, und ich bn stolz dar' 




Aus dem Stenogramm einer Vorlesung des Genossen Kurt Tiedke an der Partci- 
hodischule „Karl Marx", Kleinmachnow, kann man ähnliche unmißverständliche 
Sätze lesen: 

Außerdem gilt es zu berücksichtigen, daß wir den Sozialismus zunächst nur in 
einem Teil Deutschlands, im Gebiet der Deutschen Demokratisiert Republik, ver- 
wirklichen, und daß alle Maßnahmen, die getroffen werden, vom Gesicfitspunkt des 
Kampfes um die demokratische Einheit Deutschlands durchgeführt werden müs- 
sen... 

(Ag 24/53 1153 A 4721) 



DER NEUE HELD 

■ 

* 

Aus dieser militanten Denkweise erklärt es sich, daß die Schriftsteller der Zone 
volkstümliche Kriegsliteratur verfassen sollen: 

Vor unseren Schriftstellern, die kaum die Wandlung vom Hitlersoldaten zum 
Friedenskämpfer gezeigt haben, steht also sdion die nächste Aufgabe, diesen Friedens- 
kampf tr auf einer neuen, höheren Entwicklungsstufe zu zeigen, in unseren Menschen 
die Einsicht in die Notwendigkeit der jederzeitigen und sofortigen Verteidigungs- 
bereitschaft zu wecken, sie zu Wachsamkeit, Standhaftigke'u, Furchtlosigkeit und 
letzten Einsatz zu erziehen und unsere Jugend für das Waffenhandwerk, für die 
Kriegskunst zu begeistern, durch die sie befähigt ivtrd, endgültig den Widerstand 
der gestürzten Klassen zu brechen, alle Anschläge der Monopolkapitalisten und Jun- 
ker und ihrer Werkzeuge, der offenen und getarnten Militaristen, auf unsere Arbei- 
ter-und-Bauern- Macht zu vereiteln. Erst wenn die Schriftsteller diese Aufgabe erfül- 
len, werden sie unter den neuen Bedingungen ihrem humanistischen Beruf gerecht, 
Erzieher der Nation zu sein. 

Den Friedenskampf in dieser neuen Phase, den Friedenskämpfer in dieser seiner 
neuen Gestalt zu zeigen, ist um so notwendiger, als die westdeutschen Ideologen des 
Krieges die Fnedenssehnsuobt des einfachen Mannes dazu mißbrauchen, um den 
Ungeist des Pazifismus in die Bevölkerung der DDR zu tragen, iw> Willi Stoph 
auf derselben 23. Tagung des "ZK der SED sagte, und dadurch unsere Kampfkraft 
zu schwächen. Unter diesen Umständen genügt es nicht mehr, den Militarismus 
schlechthin zu entlarven, obwohl diese Frage keineswegs von der Tagesordnung ab- 
gesetzt ist — und wer uns dafür Waffen liefert, wie der westdeutscfje Schriftsteller 
Karlludwig Opitz in seinem a General a , ist unser Verbündeter. 

Müssen vir nicht auch eine gehaltvolle, volkstümliche Kriegsliteratur von hohem 
literarischen Wert schaffen, die den Menschen in der Deutsösen Demokratischen 
Republik, vor allem die Jugend, zur patriotischen Verteidigungsbereitschaft erziehti 
Müssen wir dabei nicht auch anknüpfen an die fortschrittlichen militärischen Tradi- 



* 



üörien des deutschen Volkes und der deutsdjen Arbeiterklasse^ Bietet sict) uns nicht 
eine reiche Thematik in den Helden und Taten des Befreiungskrieges 1813 bis 1815, 
der Revolutionen von 1525 und 1848 und des deutschen Bürgerkrieges von 1919 bis 
1923 ? Haben wir nidit große Helden der Widerstandsbewegung, an ihrer Spitze 
Ernst Thalmann und die Tausende von Kämpfern der „Ersten Reihe" (einigen von 
ihnen hat ja Stephan Hermlin in seinem gleichnamigen Buch ein literarisches Denk- 
mal gesetzt) und große Taten im Kampf gegen Hitler und seinen ungerechten Krieg 
(die Untergrundbewegung in Dcutsdtland selbst, das Nationalkomitee „Freies 
Deutschland" in der Sowjetunion und seine Zweigstellen und Auswirkungen in an- 
deren Ländern, die Beteiligung der politisoben Emigranten am aktiven Kampf in 
Frankrcidj und anderswo usw.). Gibt es heute nicht aud> hei uns der Uterarischen 
Gestaltung würdige Leistungen unserer Volkspolizei an der Grenze und im Hinter- 
land? Müssen wir uns nicht hüten vor der Unterschätzung des Feindes, vor der Sorg- 
losigkeit gegenüber dem militaristisdjen Wolf im pazifistisdi-demokratisdsen Schafs- 
pelz, vor der ideologisdjen Unklarheit und Verschwommenheit in unseren eigenen 
Reihen und nicht zuletzt aud) vor der literarisd) minderwertigen Zweckliteratur? 

Natürlich haben wir aud} schon begonnen, eine „Rotarmistenliteratur'' zu sdjaßen. 
Die ersten Anfänge reichen sogar in die Zeit nach dem ersten Weltkrieg zurück. 
Aber die Zahl solcher Bücher — jedenfalls von wirklich literarischem Wert — ist 
viel zu gering, und nur ganz wenige sind so zielstrebig, so kämpferisch, daß sie den 
heutigen Anforderungen geniigen. 

(„Neues Deutsdiland", Nr. 7, v. 8. Jan. 1956) 
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DIE VOLKSARMEE 

ORCAPt DES MI MST ER II Ms ff R MTIOYUE VERTEIDIGUNG 



Eugführer Otto und die sozialistische Literatur 
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Die Vernichtung des Verteidigunes- 
willens und der Wehrbereitschaft in aer 
Bundesrepublik ist wie gesagt, ein wesent- 
liches Ziel der kommunistischen Anstren- 
gungen. 

In der Zone jedoch dürfen nur Rufe 
nach der Bewaffnung und nach einer to- 
talen "Wehrgesinnung laut werden. 

Seit der Machtergreifung in Rußland 
förderte der Bolschewismus in allen nicht- 
kommunistischen Ländern Pazifismus und 
Wehrzersetzung, für sein eigenes Staats- 
wesen und in den Satellitenländern je- 
doch verlangt er totale Kriegsbereitschaft. 

Im Funktionärorgan „Neuer Weg" (Heft 
19 Dietz- Verlag, Ostberlin) wird eine 
verstärkte militärpolitische Propaganda 
in der Sowjetzone verlangt. Die Ausbil- 
dung im Waffenhandwerk und die Ver- 
mittlung militärischer Kenntnisse könne 
nicht nur auf die bewaffneten Streitkräfte 
beschränkt bleiben, Armee und Bevöl- 
kerung müßten sich in einem Zustand der 
mobilisierten Bereitschaft befinden. „Die 
sowjetische Kriegswissenschaft bildet mit 
der marxistischen-leninistischen Lehre von 
Krieg und Armee die Grundlage für die 
militärpolitische Propaganda*, heißt es 
in „Neuer Weg". Diese Lehre fußt auf 
Lenins Auffassungen. Und in Lenins 
Werken heißt es: „Kriegsdienstverweige- 
rung, Streik gegen den Krieg usw. ist 
einfach eine Dummheit, ein jämmerlicher 
und feiger Traum von unbewaffnetem 
Kampf gegen die bewaffnete Bourgeoisie, 
ein Seufzen nach Beseitigung des Kapi- 
talismus ohne verzweifelten Bürgerkrieg 
oder eine Reihe von Kriegen : . - 

(Band XVIII, S. 90). 



Vor den Arbeitern des VEB Indu 
striewerk Dresden erkl ärte Stoph 

Liigesicnts "SIeser TatsacheRst esl 
Ue Aufgabe der Werktätigen, be- 

mders in der gegenwärtigen 

ütuation, die Verteidigungskraft , 
erhöhen. Das wird nicht nur j 
:h die Erhöhung der Gefechts- ; 
il tschaft der Nationalen Volke- 
lee, sondern durch die Er- 
mg der Kampfbereitschaft 
• bewaffneten Kräfte, der Poll- 
Grenzpolizel und KampX- 




Genossin Eva Schmidt, 

telterin in der Endmontage, for- 
derte in ihrem Diskussionsbeitrag. 
höhere ideologische Wachsamkeit 
und Stärkung der Verteidigungs- 
bereitschaft 2 
gruppen erreicht. Es kommt beson- 
ders darauf an. die Kampfgruppen 
der Arbeiterklasse in den Betrie- 
ben in jeder Beziehung zu beraten 
und alle Maßnahmen . für eine 
gründliche Ausbildung im Orts-, 
Straßen- und Häuserkampf zu tref- 
fen sowie deren Bewaffnung zu 
verbessern. 

Auch die Verbesserung 
bell cierf CSi**kur vormilitürificHen 
Ausbildung und Erziehung der Ju- j 
gend wird zur Stärkung der Vertei- j 
diaungs kraft be itragen. [ 

.Neues Deutschland" 28. 2. 1957 
* GST = Gesellschaft für Sport und 
Technik (dient der vormilitärischen 

Erziehung der Jugend). 
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Sowjetzonale Plakat-Propaganda gegen die WicderbcwafFnung auf der von 
Westberlinern und West deutschen befahrenen Autobahn. 




■ 

Sowjetzonale Plakat-Propaganda für die Nationale Volksarmee. 
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Einbruch des Nervenkrieges in die Privatsphäre. 



In der Privatpost verheirateter Bundeswehrsoldaten fanden sich. Briefe, die 
eindeutig auf deren intimen Umgang mit fremden Frauen schließen ließen. Der 
Mechanismus der gesteuerten Aktion ist folgender: Die Frau des Soldaten sieht in 
der eingehenden Post ihres Mannes einen Brief, der unverkennbar von weiblicher 
Hand stammt; sie Öffnet den Brief, dessen Lektüre ihre schlimmsten Befürchtun- 
gen zu bestätigen scheint. Die Folge: Rückfragen, Beunruhigung und wenn 
möglich: Ehezerrüttung. Aber ein unglücklicher Ehemann ist kein guter Soldat . . 





. /W- - , vi- 



M fite '.^M „i&jU^paen $^ 2 C^f^^X^ I 



3d fite .^Je£ w+j^poxin ^o^ zj^. 




■ ■■■ 
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Handzettel, die im Sommer 1958 in Garnisonsstädten der Bundesrepublik 
verteilt wurden. 




U)*,t*r9ib*ti M Soldat«! 1 

T u o «hrai'ffogM il« - 

Dein« Fr»«"* •"><' g*»»»n 
Elml «bot mol om Kn-o o«r>e»«n 
So!*n J..H Alo« bob - . , 
Wohn D^n Sohn b^roUnl 
f ßrtt*«. SAw«»«». &öu» 
Hat Ihr n*h oWt Torfi Gel***? 

BÜMDISWIH» 







Unteroffiziere, Kameraden/ ^f 

U«rr VerawUra Miro: 

IH. UlMotfUiwr «od d» Rflrkffral d** Arn*««! 

• Sir brbamMa um «cfal dmamAl 
Sir -J » -» »l U« m« »Wh mm« 



Sir 



«rrUrtjcra sie . . . 



AI««! 




Via» hat man mit Euch vor? 

• 

Di« An>vrikon#r »oiU" am der Bvndn»rhr Kanonrnluttrr 
DJ« Bu»drt»rhr Mfl ah -Willd' atomar mndiW »rrdrn. 
ibi Mti» oul Etm «oam Ftatth und Biut | n der SoMfmaa« lövtaC 
Man «II B.bdrrmaraV. oo. L-di medtrn! 



MW Ihr hcie noch nicht reif. Deshalb will 
man den Dnll verschiffen. Die Barra«meihod*n werden 
^d^cjftmncr «-erden! Man S^X" 

W« „un? 
Verb* «V Ba4r>.rhr: 

Gf*l b> /J. llkbri nrtrl - «der km ur* MHlekV*b<bbai 



Sollra *(r d*> -,1t HiiHxfaai? 

mit t» «vi «mOilte wh ist CrwML Ca* tm Inhm 
Kn» ^ >wh H>-i»r(ir>i-. Ä« Ihn El 

De.bilbi 





Persönliche Diffamierungen: 

In zahlreichen Flugblättern werden die Vorgesetzten unserer Soldaten aufs 
übelste diffamiert. 



Einem Brigadegeneral 
wird vorgeworfen, daß 
er bei Stalingrad im war- w 
men Bunker saß, wäh- w 
rend seine Soldaten 
kämpften und starben ... 





gm^uvrmi Milder I _ 
Innern Sie «ich noch 




~-r~ — ""«u 




'aiii/cur 




ggsfiSg -säSj 

S&gSsr-- — 

-at^n **** 



\ 



1 

Ein General der Bundes- 
wehr soll während des 
Rußlandfeldzuges den 

Befehl Frcrhinßimo' 



*• nlll nde" r , \ KulSianareldzuges den 

\ Befehl zur Erschießung 

w» WS ' I unschuldiger russischer 

* rt ße n e M € r »»»* ftl ; i<v*-[^ f -- l>UT * Menschen gegeben haben. 






1 




. * L 

Ein Kompanieführer 
greift zu Schikanen 
Segen einen Schützen, 
der die Stiefel seines 
Vorgesetzten nicht 
putzen will ... • 





Ein Geschwader-Kommandant findet es in Ordnung, daß 
Schinderei zum Selbstmord getrieben wird . . . 



ein 





Matrosen der Bundesmarine ! 



Dv Bcfchlihab« det S«-.ir^lk.öfl. .Nord**»'. Flottiltmadmlral Unkt, Wahl d*n Du« 

uMetsWbw OH«w«*n b*i ior AutbUdung unwtor .Lerda" 

. di«nilll<hv Anforderungen bU rur Erntdiung «J« m«n»*Hdi« 

l«ittung*flr«n«' 

ZO Steil« V 

Diwrt» UM »uflltm unwr* OHiiW nooS cll-pnfwÖbth-d«jU*t>r Art tu ctHien. 

-Wir könntn wieder . . 

» wgl/** <wd> d«r Ko-nm^dc-vt <f« .WWpQ- wm 1. Grf*9*»d.~od... Kopitänlwlnonl 
Umnann. 



Di* Folge: 



Selbstmord eines Matrosen. 

.Wir handeln ja nur nach Befehl-, ist di* 

Antwort der Offiziere. 



Do rH 
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r «rfef 
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Ein „mit Sekt voügepumpter" Major der Bundeswehr soll von 
Österreichs und der Tschechoslowakei gesprochen haben . . . 



Gefälschte Ladung zur Musterung: 

■ 




webrersatzamt 

hVrmovüf \. 

■ ' . ■ • | ' • 'T I — ■ 



Hennover ' « MÄ? 

- - den. 10 



Ladung zur Musterung 




J. ■ - 
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Heim 

Reinhard K u r a o , 
C*b. 9.11.1937 

* J ^^tfj'sfr A V' ■Cvfa4^^^^^^BBBwC>? Vati* a 

Bannover - Friedenau 
Frio<lcnauoriitro33B 20 



Dicln den Monaten Oktober, November und Dezember 1937 geborenen Wehrpfflchtigensinddurih Beschluß 
der Bundesreglenng vom 3. Oktober 1956 auf Grund ihrer Wehrpflicht zum Leisten des Grund- 
wehrdienstes aufgerufen. Auf Grund dieses Beschlusses werdea Sie gemäß § 17 Abi 4 des Wehr- 
pfliditgesetzes angefordert, sidi 



24. Mai 155? 

am - 



um 9'oo Uhr 



In Hannover . 

(Ort) 

zur. Musterung vorzustellen. 



, corvinusplotz 4 im ßlXonriede Stadion 

(Straße/Platz, Nr.) 




in der Öffentlichen Bekanntmachung eine andere Zeit angegeben ist. ist diese Ladung maß- 




srung sind folgende Unterlag« mitzubringen: 

1. ) Personalausweis, 

2. ) Nachweis Ober Schul- und Berufsausbildung, 

3. ) in Ihrem Besitz befindliche Ärztliche Unterlagen und Versorgungsbescheide. 

4. ) Amahmescheinc der Buedcswehr. des Bundesgrenzschutzes oder der Bereitschafts- 



polizet, 

5.) 2 Paßbilder, soweit sie noch nicht bei der Erfassung abgegeben wurden. 
Außerdem ist eine Sport- oder Badehose mitzubringen. 

Falls Sie aus wichtigem Grunde an der Vorstellung zur Musterung verhindert sein sollten, ist 
ein Antrag auf Termfnvcrlegiing an da Kreiswehrersatzamt zu richten. Dabei sind die Gründe 
riditllchc Dauer der Hinderung anzugeben. Wird der Antrag auf Krankheit ge- 
~ les behandelnden Arztes beizufügen. 





f.- 



Mudai 9a - LjiIl as lur Muslerunf. 



. _ . . 
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„Wehrpolitik" 

Eine Zeitschrift, (die es 
nicht gibt), herausgegeben 
von einem Verband (der 
nicht existiert), erschienen 
in einem nicht vorhande- 
nen Verlagshaus - das 
ist die Tarnzeitschrift 
„Wehrpolitik«. 
Charakteristisdi für den 
Inhalt der Zeitschrift ist 
ein „Interview" mit dem 
Bundesminister Strauß, 
das selbstredend niemals 
stattgefunden hat. 



gm 





tplli? 



I 



Quelle 




Im Mittelpunkt dieser Fälschungsversuche stehen naturgemäß die führenden Per- 
sönlichkeiten der Bundeswehr und des Bundesverteidigungsministeriums: 

Zwei Flugblätter gegen Bundesverteidigungsminister Strauß. Das Flugblatt 
links ist getarnt als Werbeprospekt der Firma Telefunken (Vorderseite). Auf der 
Rückseite erfährt man, daß Bundesminister Strauß „nach Rußland will"; das 
Flugblatt rechts diffamiert den Minister als „Heiratsschwindler und Bordell- 
besucher". 




onset neues {Proßtemmkeft, 

i Vu siebet mit großem Juteresst 
... 



. ist unser 




T 5,™ 



^^^^ 

's» 
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rntc Diffamierung: 
uf der Vorderseite 
die Werbung für ein 
Musikhaus, auf der 
Rückseite Verleumdungen 
gegen General Speidel. 



Mein 
Lebenslauf 



Wal. Sä aUBund4!»«ehr»oSdal kennt" midi 
nodi ntrtilt Midi den Oborücfchlilubvt 
der NATO-UinditretlkrOfte in Mllleleu- 
lopu? Dann wird n aber aUorhoehito Zoll, 
daO Sic mich fcer.nenlem»n 
Hier metrie PcoDnnlWn: Am 28. 10. 18V1 In 
Muriner n/WUi iirmbn* «-Kiorcn. v<no*W 
Idi midi Mwn mit IT Jährt n Im Krlogt- 
handwerk. Hin auwei prochen« Seldnlcn. 
naiur und hat* n i ir 

krlcit Mtmii ülB «um Regiment*-/ 
Brtitadil. leider diesen Krle* 
Naturlidi usren die wnLunmlcn Verbün- 
deten daran idiukL Cat keine Kuiv. Aber 
dl« ftel<H"W*tir Drauciii« wtulw -.uUiUite 
I«ute. Sota* daiu cemetdet So nebenbei 
den Doktor k«ma*t Za/nr keim troll« 
Leuchte f vwn. aber apiclt keint Holle 

We rrste Sprosse 

1*» s! ■ X Ablclluni Frank ii'-r.'-t 
Im Gcnefalrtab übernommen. IlamaJ «hon 
auf kunflltr Au'miben vorbereitet 
Ja. und dann kam ' unser Führer. AilMt 
inner, an tt* m«hi aien llctu 3r-n 
Sielt Hell' Jetil konnte nlditi mehr uhlel 
■clien. Im ilettnl 1«J nU H«uptmarui 
Gehilfe d« Mitiiortiltadvrei In PuU uc- 
w unten W>llie aber wetiirkomnen. Dn 
wurde Gor-nn auf midi aulmerkiun. Gab 
mir Auftrat Prompt autxefuhrt. « Okto- 
ber IMl KOiIe Alexander von Jucotluwicn 
und fronir» Ischen AulienmlnUter IXirlhou 
umleien tiroen. LflitiKe Kreaturen «cive- 
»cn. ti 

EndUeh, errflidi kam der Kita«, Sdon tan- 
er darauf (owartrl itehabt. Un»er Fühler 
wuOw. wu »Id. cehört Sehlietllid. Uaudilc 
OroOdeutaCiland Leben»raum An H. 8. 
1940 «um Clvef t!« OtOMibUbi d:* MM- 
Uitwh-hbbilien von Frankreich r-rnn-inl 
wurden. BrtoKnuns für IUI kam ci»u 
aplt. ober ile kam. GU Im vrilntlir. «*Tnr.t_ 
Muamx'lv drwkife Fniiwnen ervdiiritlen 
luxen . Wehrten (Idl neien um. Wahl, m- 




Müsik\l^ f. 

<ZJ1vidto 

r 

muöizieren 





Jedem Musikfreund beton wir die Möglichfceii, des 

ne-,ZHfler- 
attenspiel 

o Weise zu erlernen 

irdan t*lb«*t» iBs«n Bio« («rlns« Ctbabr 
tMttllt. Mio Kaul niBM bairursoBlw «Int 
»oll uEtnobDai Bowlbrtt Lcbrkrlds •rtall.n 



mc pro Vorm DM *.— 
künlia erhalten 81a Ii 



USIK ERLANGEN 




Aber »hart durthKCrcHI 
"-->-•" reNlenen. 
TS. » 1W1 au! etnentn Wutiidi nndi Oitfn 
Ycraciit. Kutrn lachtlc rin**heiiL Woll- 
len Ihr Land nicht her^iben. dieit Untei- 
menKben UnUmiherjl< gUBTien. Aber 
»nh wie Lrdtr, dKSvMjelt PlanmüßU; tu- 
rucN nennen Nu »urttl. nldlitei Mal 
klapplt beuer. Ii 4. 19U all SlalnditE tu 
Ronvtwl vnraeUI. Wolll« «"i Fühiw ro- 
bcllli'nn. dlo« Sdiurko- (Zwar -nidi ne- 
nJu (ewuBl, Wr behauplctl Sofort Ct»lni*> 
Kcmcidn. Dcr,WUat«nfufh.-\-eruMe SeltnV- 
rnord NntlirlMi Keine Sßiulrt d.irun mhaM 
Nur all »irr ueuudier n'mui-i'. ■ 
Wieder KiWe'.mlurm. Vetdamml nuth rn.il. 
Sdileehlc Vo.^ündelp «clmbl. Werde mlr 
twuerr >udi*n. Don nadultn Krieg. »III kn 
mll KBwinnvn. Wu». ei llibl keinen nchrl 
W»:e Ja ictacliL Werden «hon dafür aun«n. 



- ■ 



"Die Xröming 



Kn. »*er »iit'i denn. Bin wieder -obendran". 
Adenauer be.uchl MJnncr wie mich. Ijn«r 

pmli.iiiri. Cdtiny. Wei*»f» uchon braudihare 

Armee lehaflrn. Erfabrun« ernug. 

SSSaS&S&SgEBBl 

fnn 

DooiaI» 
neuen, irl 

underr S|ir^<hc reden m(l 
Und (Ur liumnT Kummen auch noc)> dran. 
Bbttl SUllnE'Bdn' Mucht nicht»- Dlcimal 
Weiden die Sohne verheilt. Und w«in die 
Huuert Sinter werdanl 
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Musikalischer Kommentar zur Doppelzüngigkeit kommunistischer Friedenspropa- 
ganda: 




ie Taube muß gepanzert sein" 



De*" Vo-ter jehmiht Im . Mox dos bi. Im Tot jof Uru-der 

I fl i lL " f '«»' f» 



franz. Die Ntf-ter hot ein rai-chffÄ Htri und das q*-hSr+ t/ns 

"> Fi' 





. goni. Vom frie dcnlraumen bringt nidih ein Wer khuttfdtf juri -ge 
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SCHULUNG FÜR TARNAKTIONEN 

Andere Aktionen der kommunistischen Agitatoren beschäftigen sich im gleichen 
Sinne mit 

$ persönlichen Zuschriften an Juristen, Ärzte, Abgeordnete, Professoren, Ge- 
werkschafter, Offiziere, Geistliche; 

# Propagandameldungen, die in gefälschten Exemplaren westdeutscher Massen- 
blätter verbreitet werden; 

$ der Verbreitung von politischen und erotisch-makabren Witzen über west- 
deutsche Politiker; 

9 Fälschungen von Schreiben führender Persönlichkeiten in der Bundesrepublik, 
der Anfertigung von diffamierendem Material über westdeutsche Politiker; 

# Versuchen, Kontakte zwischen SED- und SPD-Politikern zuwege zu bringen. 

In den vergangenen Jahren dürften rund 30 000 Menschen in der Zone für 
kommunistische Tarnaufgaben geschult worden sein. Meist werden sie unter dem 
Deckmantel von Einladungen politisch zuverlässiger Delegationen aus der Bun- 
desrepublik in die Sowjetzone für diese Schulungslehrgänge abgestellt. Der SED- 
Funktionär Hermann Matern erklärte laut „Neues Deutschland" vom 3. März 
1958, Seite 2, daß - bis zu diesem Datum - 300 000 Delegierte aus der Bundes- 
republik die Sowjetzone besucht hätten. Unter ihnen sind die Kader für 
die sogenannte Delegationsbewegung in der Bundesrepublik zu suchen, aber 
auch die Zellen der KPD, die für den Fall der Wiedervereinigung bestimmte 
Funktionen übernehmen sollen. Man kann aus allen diesen Maßnahmen zur 
nterwanderung der Bundesrepublik den Schluß ziehen, daß Moskau der 
iedervereinigung - abgesehen von den entsprechenden weltpolitischen Vor- 
aussetzungen - dann um so geneigter sein könnte, je weiter der unterirdische Auf- 
marsch in Westdeutschland fortschreitet. 

In der SED-Zentrale heißt die Infiltration Westdeutschlands amtlich: 
„gesamtdeutsche Arbeit". 

Zur Verstärkung dieser „gesamtdeutschen Arbeit" sind bestimmte Bezirksdirek- 
tionen der Sowjetzone mit der Wahrnehmung aller erforderlichen gesamt- 
deutschen Kontakte, z. B. für folgende „Handwerkskammerbereiche*' in West- 
deutschland, eingeteilt: 

Bczlrksdi rektion Rostock für Lübeck 
Schwerin für Hamburg-Bremen 
Potsdam für Stuttgart 
Frankfurt/O. für Münster 
Cottbus für Hagen 
Halle für Mannheim 
Magdeburg für Köln 
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Leipzig für Hannover 
Dresden für München 

Karl-Marx-Stadt (Chemnitz) für Krefeld-Wuppertal 
Erfurt für Frankfurt/M. 
Gera für Konstanz 
Suhl für Nürnberg:. 

Selbst Delegationen, die aus der Sowjetzone zum Besuch westdeutscher Messen 
und Ausstellungen entsandt werden, haben den Auftrag, vorwiegend gezielte 
politische Diskussionen zu führen und Kontakte für die getarnte Zusammenarbeit 
aus der Bundesrepublik mitzubringen. 



GELD AUS DUNKLEN QUELLEN 

Heute, nach dem Verbot der KP, sind die dunklen Quellen, aus denen die 
Gelder für den Dschungelkrieg in der Bundesrepublik fließen, noch schwerer 
aufzudecken. Der Westberliner Innensenator Joachim Lipschitz (SPD) unterbrei- 
tete am 4. Juni 1959 einem internationalem Forum Einzelheiten aus einer Denk- 
schrift, die sich mit der Agenten- und Spionagetätigkeit des Ostens in Westberlin 
und in der Bundesrepublik befaßt. Lipschitz erklärte, daß allein die Abteilung 
.Arbeitsbüro" des SED-Zentralkomitees, die unter Leitung von Erich Glückauf 
steht, jährlich 50 Mill. DM- West und 200 Mill. DM-Ost für Infiltrationstätigkeit 
in der Bundesrepublik ausgibt. Das Westgeld stammt aus den Einnahmen der 
unter sowjetzonaler Regie stehenden S-Bahn in Westberlin und aus den Auto- 
bahngebühren. Diese Zahl ist sicher nicht zu hoch gegriffen. Der Ende 1958 ge- 
flüchtete stellvertretende Leiter des Ostberliner zentralen militärisdien Spionage- 
apparates, Siegfried Dombrowski, erklärte auf einer Pressekonferenz in Bonn am 
22. 1. 59, daß im Westen 12 000 hauptamtliche Agenten und Spione für die 
Sowjetzone und damit für die Sowjets tätig seien, davon die Mehrzahl in der 
Bundesrepublik. 

Berücksichtigt man, daß ein hauptamtlicher Agent mit minderten» 1000, — DM- 
West monatlich dotiert Ist — nicht Inbegriffen seine Aktionsgelder — , dann 
muß die Sowjetzonenregierung allein nur für diesen Sektor Jährlich über 
100 Millionen DM aufbringen. 



FÜNFJAHRESPLAN DER INFILTRATION 

In dem Prozeß gegen „August Kuper und Genossen", der vom 9. 4. bis 
4. 6. 1956 vor dem 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofes geführt wurde, gab 
ein Zeuge an, daß die Finanzierung der „Sozialistischen Aktion", Frankfurt/Main, 
einer Tarnorganisation zur Unterwanderung der SPD, durch die SED erfolgte. 

58 




Die Zuwendungen seien von 2000,- bis 3000,- DM West auf 10 000, und später 
30 000,- DM monatlich gestiegen. 

Zuschüsse wurden in der Berliner SED-Zentrale in Anwesenheit leitender 
iktionäre der SED und des betreffenden Beauftragten der westdeutsdien Tarn- 
ttionen festgelegt. Es ergingen- genaue Weisungen, wie das Geld zu ver- 
wenden sei. Bei einem Angeklagten wurden größere Geldbeträge in druckfrischen, 
durchlaufend numerierten und mit dem B-Stempel, versehenen 50-DM-Noten, 
sichergestellt. 

Die Auflagen der Propagandaschriften, Zeitschriften, Broschüren usw. schwank- 
ten zwischen 5000 und 100000 Exemplaren. Da derartiges Schriftenmaterial 
überwiegend kostenlos verteilt wird, gibt es kaum Einnahmen. Die SED-Geld- 
geber müssen bei ihren Zuwendungen auch diese Ausgaben mit einkalkulieren. 

Zu den Kosten dieser vom Sekretariat der Organisation herausgegebenen 
Druckschriften kamen die erheblichen personellen und sachlichen Ausgaben der 
Zentrale. Die hauptamtlichen Funktionäre erhielten Gehälter von monatlich 
250 DM bis 600 DM sowie Spesen. Personelle Hilfskräfte und umfangreiche sach- 
liche Ausgaben für Mieten, Schreibbedarf, Porto, Honorare, Kraftfahrzeuge. Den 
Teilnehmer an längeren Lehrgängen und Delegationen wurde die Fahrt, ihren 
Angehörigen für die Dauer der Abwesenheit eine Unterstützung gezahlt. Größere 
Tagungen brachten einen zusätzlichen Aufwand. Ein nicht vollständiger Finanz- 
plan für eine zentrale Konferenz veranschlagte für das Fahrgeld der Teilnehmer 
12 000 DM, für Verpflegung 2000 DM, für Saalausschmückung, Mikrofon- und 
Lautsprecheranlage 1000 DM, für Druck und Anfertigung von Einladungen 
150 DM und für sonstige Materialien 1500 DM, zusammen also fast 20 000 DM. 
Ein Sachverständiger des Gerichts hat nach sichergestellten, möglicherweise nicht 
einmal vollständigen Quittungen für einen bestimmten Monat Ausgaben in Höhe 
von rund 70 000 DM festgestellt, obwohl in diesem Monat Tagungen nicht an- 
fielen. Der Senat des Gerichts kam auf Grund der umfangreichen Unterlagen zu 
dem Schluß, daß mindestens dieser Betrag von 70 000 DM den durchschnittlichen 
monatlichen Finanzbedarf dieser Tarnorgankation darstellt, der aus Mitteln der 
SED zugeflossen ist. 



BELASTUNG DES SOWJETZONEN-HAUSHALTS 



Für die Finanzierung der gegen die Bundesrepublik gerichteten kommunisti- 
schen Propaganda kommen drei Sektoren in Betracht: 

der Illegale KPD- Apparat mit seinen Publikationen; 

die Tarnorganisationen, denen nach dem Verbot der KFD das Hauptgewicht 
der Propaganda zufallt, and ihre im Zusammenhang mit dem Kampf gegen 
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die atomare Bewaffnung außergewöhnlich stark angewachsenen Veröffent- 
lichungen; 

der. unmittelbar aus der Zone wirkende Propaganda- und Agentenapparat, 
wie der „Sender 904", das Zentralkomitee der BPD und die Propaganda- 
stäbe bei den ostzonalen sogenannten „Massenorganisationen". 

Bei den Tarnorganisationen wird auf die Publikationen großes Gewicht ge- 
legt. Sie erfordern die meisten Zuschüsse. Die periodischen Veröffendichungen 
der zahlreichen pro-Östlich orientierten Organisationen, Kreise und Gruppen 
werden amtlich nicht als Tarnorgane angesprochen. Sie unterstützen aber weit- 
gehend die kommunistische Propaganda und vertreten, zuweilen ganz massiv, 
die sowjetzonalen und sowjetischen politischen Forderungen. Sie beschäftigen 
zahlreiche Anwälte, und es laufen immer wieder Klagen gegen diejenigen, die es 
wagen, diese Publikationen als kommunistisch oder kommunistenhörig zu bezeich- 
nen. Diese Methode wurde den Verlagsleitcrn von ihren Propagandaleitstellen in 
der Sowjetzone ohne Rücksidit auf die Kosten dieser Prozesse empfohlen, um 
ihre Gegner einzuschüchtern. 

Natürlich lassen sich die Geldquellen nicht detailliert feststellen. Die periodi- 
schen Veröffentlichungen der pro-östlichen Tarnblätter verfügen kaum über In- 
serate. Zuweilen enthalten sie Anzeigen sowjetzonaler Betriebe, verschiedentlich 
auch tschechischer und polnischer Staatsbetriebe. In zuständigen Kreisen wird die 
Vermutung ausgesprochen, daß hier Transaktionen für die Finanzierung dieser 
Tarnblätter mit im Spiele seien. Es ist bekannt, daß die SED-Regierung für ihre 
Propaganda in der Bundesrepublik DM-West-Beträge verwendet, die sie aus den 
Autobahn-, Wasserstraßengebühren und aus dem Berliner Stadtbahnverkehr ein- 
nimmt. • 



DIE KP-INFILTRATION VOR DEM BUNDESTAG 

In der 31. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages am 13. Juni 1958 hat 
Bundesinnenminister Dr. Gerhard Schröder in einer Erklärung auf die Tätigkeit 
der Kommunisten und ihrer Hilfsorganisationen in der Bundesrepublik hinge- 
wiesen. In der Erklärung Minister Schröders wurde festgestellt, 
0 daß sich die illegale KPD neben dem Kampf gegen die Bundeswehr die 
Entfaltung sozialer Unzufriedenheit unter der Arbeiterschaft und die Infil- 
tration der SPD mit KPD-Leuten zum Ziel gesetzt hat; 
0 daß die kommunistischen Hilfs- und Tarnorgahlsationen nach Weisung der 
SED versuchen, die In den sogenannten „Frtedensorganlsationen" der So- 
wjetzone zusammengeschlossenen Kräfte mit den Aktionsgemeinschaften 
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gegen den Atomtod zu koordinieren und ein ganzes System solcher „Ge- 
meinschaften" Im Bundesgebiet aufzuziehen; 

daß dieses System durch neue derartige Aktionsgemeinschaften auf Landes-, 
Kreis- und Ortsebene in solchem Maße ausgebaut werden soll, daß der 
„Mann auf der Straße" nicht mehr zwischen den von der parlamentarischen 
Opposition und den von den kommunistischen Hilfsorganisationen gegrün- 
deten Ausschüssen unterscheiden könne. 



Bundesinnenminister Dr. Schröder hat in derselben Sitzung des Bundes- 
tags folgende Organisationen namentlich genannt: 

Aktionsgemeinschaft Bayern — Kampf dem Atomtod 




Arbeitsgemeinschaft gegen die atomare Aufrüstung 
Bund der Deutschen (BdD) 

Bund für deutsche Einheit e. V. 

Demokratischer Kulturbund Deutschlands (DKBD) 

Deutscher Klub 1954 

Fränkischer Kreis 

Hauptausschuß für Volksbefragung 

Internationale kommunistische Widerstandsbewegung (FUt) 

Komitee Volkskunstschaffender gegen den Atomtod 

Landesfriedenskomitee Bayern 

Ständiger Kongreß gegen Atomaufrüstung 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes (WN) 

Weltfriedensbewegung 



Westdeutsche Frauenfriede nsbewegung 
Westdeutsches Friedenskomitee 
Friedenskomitee der Bundesrepublik Deutschland 
Zentraler Arbeltsausschuß 



Auf den nachfolgenden Seiten werden aus der Fülle des Schriften materlals 
bemerkenswerte Publikationen als Dokumentation der Tätigkeit der hier ange- 
führten Organisationen veröffentlicht. 



KPD FINANZIERT DEN „DFD" 

Im November 1958 fand vor der II. Großen Strafkammer des Landgerichts 
Nürnberg ein Prozeß gegen 13 Frauen statt, die führend im „Demokratischen 
Frauenbund Deutschlands" (DFD) tätig waren und Beziehungen zu der ost- 
zonalen Vereinigung gleichen Namens hatten. Eine Zeugin, die früher im 
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Bundessekretariat des DFD tätig war, erklärte, daß die Funktionärinnen ge- 
schult, die Stellenbesetzung von der KPD geprüft und die Gelder vom KPD- 
Parteivorstand zur Verfügung gestellt worden waren. Die Anweisungen für die 
Arbeit des DFD kamen von der Ostberliner Abteilung „West" des sowjetzonalen 
DFD. 

Wie stets in Prozessen gegen Mitglieder solcher Organisationen erklärten die 
Funktionärinnen und Vorstandsdamen, daß sie über die Verfassungsfeindlichkeit 
des DFD nicht orientiert waren. Aus den Dokumenten, die vom Gericht vorgelesen 
wurden, ging jedoch hervor, daß sie sogar für den Fall der politischen Verfolgung 
„vorbereitend geschult" worden waren. 

Das Gericht erklärte den DFD als verfassungsfeindliche Organisation und als 
Ableger der verbotenen KPD, deren Tendenz darauf abziele, die Verhältnisse 

der Sowjetzonc auf die Bundesrepublik zu übertragen. 

Die Aufgabe, die dem DFD in der Bundesrepublik von der Ostberliner Zen- 
trale übertragen wurde, ist, in westdeutschen Frauenkreisen Propaganda im we- 
sentlichen gegen die Verteidigungsbestrebungen der Bundesrepublik zu machen. 

Der kommunistische „Demokratische Frauenbund Deutschlands" (DFD) 
fordert dagegen die Jugend in der SBZ auf, das „Ehrenkleid der KVP zu tragen 11 ; 
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uen und Mütter — handelt wie Frau Suhl — unterstützt eure Söhne 
ihrem Entschluß, das Ehrenkleid der VP zu tragen. 

Frauen — übernehmt die Arbeitsplätze der Jugendlichen, die zur KVP 
__t . ... 




t helft auch ihr unsere 



Bezirksvorstand DFD 
Mallwitz 
1. Sekretärin 




schüuen. 



Selm 



Gemäß den Richtlinien der Abteilung „West" des sowjetzonalen DFD 
mahnt die westdeutsche Filiale des DFD die Jugend in der Bundesrepublik, 
sich nicht durch die „Uniform erniedrigen*' zu lassen: 



Höre, Du Junge, Du Mädel I 

Du willil lernen und schaffen für ein glflcklle.hr* Irfbcii und uirlit 
niedrig! werden. DcOiulh laß' Dich nicht fUr den krieg mitUirmi 
*u wie iio «Ufflr -nt«rn. (UQ Du *u c>"ii und Kleider tum ' 
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Uniformen geulcekl. gcdrUli and er- 
'•trr und Deine Mutier Mfen Dir. 



kratisdier Frauenbund 
Deutfdilands - Weftdeutfdiland il 
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DER „BUND DER DEUTSCHEN" 



Zu den propagandistisch rührigsten Organisationen in der Bundesrepublik, die 
Bundesinnenminister Dr. Schröder vor dem Plenum des Bundestages erwähnt hat, 
zählr Her .Bund der Deutschen". Dieser «Bund der Deutschen* isr aus der 



fetzt ist Unruhe 
die erste Bürgerp flicht! 



Mililärisdie oder soziale Aufrüstung? 

Bürgerinnen und Bürger, 

jetzt heiUt es gemeinsam handeln, ehe es wii 
einmal zu spat ist! 

Kommt zur 

öflentL Versammlung 

am Montag, dem & Oktober 1956. 20.1? Uhr 

in SUde, „Kdniinger Huf" (Groticr Sinl*; Breiie Slm6r 

Es spricht: B. Schinetkorl. Düsseldorf 



Eintritt frei I 



BUND DER DEUTSCHEN ^ 

Partei für Einheit, Frieden und irmhßit fO^il P. 
Landesverband 

HANNOVER, ReirwaÜstr. 8 




„Deutschen Sammlung", eine Vereinigung verschiedener kryptokommunistisdier 
Gruppen hervorgegangen und nimmt seit seiner Gründung 1953 ständig mit 
eigenen Kandidaten mit einem enormen Papier- und Geldaufwand an Wahlen teil, 
der in keinem Verhältnis zu den aufgebrachten Stimmen steht. Die „Deutsche 
Sammlung" wurde in einer Broschüre des ZK der KPD als „Bündnisorganisation 
der KPD" bezeichnet. 

Das Bündnis aller patriotischen Kräfte findet seinen Ausdruck in der „Deutseben 
Sammlung" , an deren Spitze solche bewährten Patrioten stehen wie der Altreichs- 
kanzler Dr. Wirth, Wilhelm Elfes, Rosel Hillebrandt und andere. 

Die ^Deutsche Sammlung 0 hat schließlich nicht nur die 15 Millionen Deutschen 
in Westdeutschland hinter sich, die gegen den Generalvertrag ihre Stimme gaben, 
sie genießt auch die volle Unterstützung der DDR, die Basis des nationalen Kampf es. 

„Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik erklärt mit allem Nach- 
druck, daß sie voll und ganz hinter dem Appell der deutschen Sammlungs- 
bewegung steht und alles tun wird, um seine Forderungen in die Tat umzusetzen" , 
sagte Ministerpräsident Otto Grotewohl in der Volkskammersitzung vom 20. März 
1953. \ 

Die f Deutsche Sammlung" ist die starke Kraft, die fähig ist, den Volkswillen in 
Westdeutschland zu einer organisierten Macht werden zu lassen. Wer aber könnte 
der Macht des organisierten Volkswillens widerstehen? Er wird die verräterischen 
Verträge zerreißen, das Adenauerregime stürzen und den Friedensvertrag mit einem 
einheitlichen, unabhängigen, friedliebenden, demokratischen Deutschland erkämpfen. 

Der Bund der Deutschen (Bdl>) verfügt über erhebliche Mittel, die es ihm ge- 
statten, eine Reihe von Zeitschriften und umfangreiches Propagandamaterial zu 
versenden, laufend sogenannte „Leser- Veranstaltungen" durchzuführen etc. Eine 
Analyse seiner periodischen Veröffentlichungen ergibt eine eindeutige Ost- 
Orientierung. 

Im Präsidium des BdD sind neben Wilhelm Elfes, Generalsekretär Josef We- 
ber, Dr. Maase und Otto Schönfeldt auch Dr. Brender (KPD-Kandidat bei den 
Landtagswahlen in Schleswig-Holstein) und Helmut Bausch (früher beim KPD- 
Vorstand, Abteilung „Massenorganisationen") tätig. 

Wilhelm Elfes gehört gleichzeitig dem „ Friedenskomi tee der Bundesrepublik 
Deutschland" an, in dem auch der Kommunist Erwin Eckert (Stuttgart) und 

Prof. Dr. Franz Paul Schneider (Würzburg), sitzen. 

■ • 

In dem Organ des „Bundes der Deutschen", der „Deutschen Volkszeitung", in 
der Anzeigen sowjetzonaler „Volkseigener Betriebe" erscheinen (z. B. in der 
Ausgabe vom 7. Juni 1958), schreibt Frau Prof. Dr. Renate Riemeck, Wuppertal, 
am 24. Mai 1958: 

„.. . wie weit will man die Erniedrigung des Menschen in diesem Land (ge- 
meint ist die Bundesrepublik) noch treiben? . . . den Soldaten, der für den 
atomaren Brudermord fertig gemacht werden soll, den . . . muß man zuvor 
zu einem seelenlosen Roboter herabgewürdigt haben . . ." 
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Das Zentralorgan der SED „Neues Deutschland" veröffentlichte eine Dank- 
sagung an die „wider den Ungeist der Bundesrepublik streitenden geistesschaffenden 
Mitglieder des „Fränkischen Kreises." Frau Prof. Dr. Renate Riemeck ist Ver- 
trauensperson dieses „Fränkischen Kreises", dessen Sekretär der Würzburger Pro- 
fessor Dr. Franz Paul Schneider ist. 

Der „Bund der Deutschen" zeichnet sich durch seine außergewöhnliche Betrieb- 
samkeit aus. Der nachfolgende Ausschnitt aus der Deutschen Volkszeitung Nr. 28 
vom 11. Juli 1959 zeigt Versammlungsankündigungen. Bonn wird als »Stören- 
fried" bezeichnet, eine Diskriminierung der Bundesrepublik wie sie gleichlau- 
tend auch in der SED-Presse ständig zu finden ist. 



Hannover 



öffentliche Versammlung 
BUND DER DEUTSCHEN 

OonnersttR, 15- JaU. 20 Ubr 
Hau plbannbofs-GaitslI lle n. 
Konferenzzimmer 1 

Dr. H. O. Henneberg 

Mltflicd der BdD- Delegation für 
Geof 

spricht zum Thema 

„Bonn darf nicht liingor stören 
— Genf muß Entspannung und 
Friedensvertrag vorbereiten" 



Bremen 



Kundgebung 
BUND DER DEUTSCHEN 
Frfltac. 10. Juli lf»59, 20 Uhr 
SchlltrruIaU, Bremen -Blumenthal 

Detlev Kr oo „er 
(BrlD-Lanite^rkrelO» 

»pricht zum Thema 

..BdD-Delegation war in Genf 
— die bisherigen Ergebnisse 
der Außenminister-Konferenz** 

Ab X9M Vhr L'RferbalUncamasIk 



Bremen 



Öffentliche Versammlung 

BUND DER DEUTSCHEN 

Freitat. 17- JnU. M Ubr 
-Tora-Heim". Großer Saal 
Ort-Straße Ita 

Dr. H. O. Henneberg 
Mitglied der BdD- Delegation 
für Qent 

spricht über 

„Trotz Bonn Erfolge In Genf - 
Jetzt deutscher Beitrag 
erforderlich!" 

Freie Aussprath« 



Kiel 




Öffentliche Versammlung 
BUND DER DEUTSCHEN 

Freliar. 18. Juli, 10 Uhr 
Gaststätte „Sdilffer-f 
Walkerdai 

Dr. Hans Brcndcr 

Bdl^Prasidhinitt-MItKlIed 
-miilu Sher' da* Thema 

„Deutscher Beitrag zur 
Verständigung in Genf: 
Adenauer muß gehen — dann 
freie Bahn für deutsche 
Wicdervereinigungi-Politik* 1 
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Vom „Bund der Deutschen" herausgegebene Publikationen: 



WOCHENZEITUNG »GEGRÜNDET VON REICHSKANZLER a.D.Df. «JOSEPH WIRTH 
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Inserat aus der „Deutschen Volkszeitung" vom 7. Juni 1958 und Aufruf zum 
Be«nr*i einer Versammlung des „Bundes der Deutschen*. 

I 
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DER WELTFRIEDENSRAT 

In der Veröffentlichung „Was ist der Weltfriedensrat?", herausgegeben von 
der Zentrale des Friedensrates,- sind die führenden Mitglieder dieser kommuni- 
stisch gelenkten internationalen Organisation angeführt, und zwar die aus der 
Sowjetzone und auch die aus der Bundesrepublik: 

Johannes R. Becher, Dr. h. c. 

Schriftsteller, Kultusminister, Präsident der Akademie der Künste, Berlin (t) 

Bertold Brecht 

Dramaturg (f) 

Walter Dichl 

Parlamcntsdolmetsdier, Sekretär des Westdeutschen Friedenskomitees 
Erwin Eckert 

Landtags-Abgeordneter von Baden-Württemberg, Präsident des Westdeutschen 
Friedenskomitees 

Wilhelm Elfes 

Ehemaliger Oberbürgermeister von München- Gladbach, Präsident des „Bundes 
der Deutschen" 

Kurt Essen 

Pastor der Evangelischen Kirche in Duisburg 

Klara Maria Fassbinder 

ehem. Professor an der Pädagogischen Akademie in Bonn, Präsidentin der West- 
deutschen Frauen frieden sbewegung 

Heinrich Fink 

Hafenarbeiter, Gewerkschafter, Landtagsabgeordneter von Hamburg (jetzt SBZ). 
Walter Friedrich 

Professor der physikalischen Medizin an der Humboldt-Universität Berlin, Prä- 
sident der Akademie der Wissensdiaften — Berlin, Präsident des Deutschen 
Friedensrates 

Ludwig Hatzi 

Bauer (Bayern) 

Johannes Herz 

Pfarrer, Professor der Theologie an der Universität in Leipzig 

Edith Hoereth-Menge 

Lehrerin, Vorsitzende des Westdeutschen Friedenskomitees 

Erich H. Ronan 

Professor der Agrarwissenschaften (Lörrach, Baden) 



Daß ein „Weltfriedensrat" ausgerechnet auf Initiative des militanten Kommu- 
nismus gegründet werden konnte, nimmt nur den wunder, der mit der kommu- 
nistischen Ideologie und Taktik nicht vertraut ist. Es sei deshalb an den BegrÜT 
des „Friedenskämpfers" erinnert, den die Kommunisten auf alle in ihrem Dienst 
stehenden Soldaten zwischen Oder/Neiße und Wladiwostok anwenden, ja, sogar 
die den Korea-Krieg auslösenden kommunistischen Truppen wurden mit diesem 
Titel bedacht. „Friede" heißt im kommunistischen Sprachgebrauch eben nicht 
das, was wir darunter verstehen, sondern bedeutet, mehr oder weniger ver- 
schleiert, die Anerkennung der kommunistischen Machtansprüche, also gewisser- 
maßen eine „pax sowjetica", einen Frieden nach sowjetischem Wunsch. In dieser 
Bedeutung des Wortes entspricht der „Weltfriedensrat" tatsächlich dem, was 
man sich im Ostblock unter dieser Bezeichnung vorstellt. Die nachfolgenden 
Dokumente lassen an der Tendenz dieser „Friedensbewegung" keinen Zweifel. 

In dem „Bulletin des Weltfriedensrates", 6. Jahrgang, Nr. 2/1959, wird der 
Start der ersten sowjetischen Mondrakete als „der mächtigste Beitrag zum Frie- 
den" gefeiert. 



Der mächtigste Beitrag zum Frieden 




onalen Zusammenarbeit 



Unmittelbar nach Bekanntwerden der großen Tat der sowjetischen Wissen- 
schaftler — des erfolgreichen Abschusses dos ersten künstlichen Planeten des 
Sonnensystems — haben die Direktion und die Mitarbeiter des Internationalen 
Instituts für den Frieden dem Sowjetischen Komitee zur Verteidigung des Friedens 
folgendes Telegramm übermittelt: 

DIE NEUE GROSSTAT DER SOWJETISCHEN WISSENSCHAFT ERÖFFNET DER 
MENSCHHEIT EINE GLÄNZENDE ÄRA UND IST DER MÄCHTIGSTE BEITRAG 
ZUM WELTFRIEDEN UND ZUR INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT STOP 
WIR ERSUCHEN SIE, DEM YOLK, DER REGIERUNG UND DEN WISSEN- 
SCHAFTLERN DER SOWJETUNION UNSERE DANKBARKEIT UND BEWUN- 
DERUNG ZUM AUSDRUCK ZU BRINGEN STOP 

VORSTAND UND MITARBEITER PAX1NSTITUT 



Der Vizeadmiral der sowjetzonalen Streitkräfte, Waldemar Verner, hat über 
die Bedeutung der sowjetischen Sputniks folgende Erklärung im „Neuen Deutsch- 
land" vom 8. Mai 1958 abgegeben: 

Vielleicht genügt es, den Weg des Sputniks im Weltall auf vorgeschriebener Bahn 
nocfjmals ins Gedächtnis zu rufen, um zu erkennen, daß man in der Sowjetunion 
heute auch in der Lage ist, jeden beliebigen Ort der Erde mit modernsten Waffen 
zu erreichen. So wird wohl für die ganze Welt die waffentechnische Überlegenheit 
der Sowjetunion . . . sichtbar. 
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Über den kommunistischen sog. 
„Friedenskongreß" in Stockholm 
berichtete Frau Prof. Dr. Klara 
Maria Fassbinder in der „Deut- 
schen Volkszeitung". (Organ des 
„Bundes der Deutschen") vom 2. 
August 1958: 



Der Kongreß war diesmal von einer'Rei- 
ne westdeutscher Verbände besucht, die 



e 

sich bisher- ferngehalten hatten oder 
höchstens durch einzelne Beobachter ver- 
treten waren; Die Deutsche Friedensge- 
eesellschaft, der Deutsche Klub 1954, das 
Westdeutsche ; Friedpnskomitee, der 
Fränkische Kreis hallen Delationen ge- 
schickt.. Die Tri K, der Versöhnungsbund, 
der deutsche Zweig der Vereinigung be- 
rufstätiger. Frauen, der 'Schwelmer : 




Das Organ des Weltfriedensrates veröffentlicht Erfolgsmeldungen: 



BULLETIN 

DES . 

WELTFRIEDENSRATES 




Petitionen, Versammlungen, Plakatumzüge. 

Gewerkschaften, Frauen, Professoren 
und Friedensgruppen treten in Aktion 

Während lind nach der NATO -Konforenz kam die Reaktion und Opposition 
der öffentlichen Meinung in verschiedenen Aktionsforracn stark tum Ausdruck. 



W 



Der österreichische Friedensrat , 



Umfrage in der Bundesrepublik 
Deutschland 




e in zw» 
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Umniitclhar. nach der VeröfleiitlicKmig 

ilca N A'IO-K"iiimnni*iucö 'v'oröfiontlichia der , . 

' 'ÖMÖrreichisehe, Frk&märat eine. Erklärung; ^' '»''f! 1 ?™«' , ut 

■ in -dor er darauf hi.vw'*«, daß „dni& der. \ Uroflrtoilum erhielt <J«« lrwti 

Äfcry tfie «wii Alnmmlfcn und llafrtch; nmpßtofjtfWt in Riol. Mi» 

7» (T*«//*n sötte«. Ätf/eW&re XäÜbarn Bcrl.ii. Hann.-» vor, 1 

a/mK XacV.dem-.dift I.lee : einer ' f l^Morf Mn 
affenfreien Zone, in Mitteleuropa j-e- 
wird, ■ setzt die 'Erklärung foi 
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DAS TOR IST 
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Jetzt muß verhandelt werden ! 
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Das „Friedenskomitee der 
Bundesrepublik Deutsch- 
land" - eine KPD-Tarn- 
organisation, die im März 
1959 in Nordrhein-West- 
falen verboten wurde -, 
bejahte in einem Flug- 
blatt den sowjetischen 
Friedensvertragsentwurf. 
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und ««" ll,f - _ U c Q *W» 



Der „Deutsche Friedens- 
rat" in der Zone ar- 
beitet ähnlich wie der 
„Demokratische Frauen- 
bund Deutschlands" 
(DTD). Die Parolen, die 
er in Briefen und Flug- 
blättern in der Bundes- 
republik verbreitet, sind 
gegen den Verteidigungs- 
wülen der westdeutschen 
Bevölkerung gerichtet. 



teohea lofort noü go- 

. ■ -''''/.tjSHjflEHfi 

nropubllk als nuch 1d . 
ratUohon Republik: 

(oon Kunflgebungan una 
ibr gegon öan Atoo- 
>»en ol tarnender Kon- 
ren eue (.Buschas und 
Q i wie wir an besiei 
oatod gfseicsam 



leirecg-cog *;ar* 



•-•chiecd 1b eine 




In der Zone tritt dieser 
„Friedensrat" für die 
Aufrüstung der Volks- 
armee ein, für die Ver- 
teidigung der „Arbeiter- 
und Bauernmacht". 




. eiea defar eateehj* 
*eB. aocd Ear» Regierung «nB eiae saiebe 
treffen. 

Det «tr-den wir aar la geaeiceeaaD Kta^f 

erreioben. 

Und our der geneSasniti« KeDpf führt tu 



einem Dmtsohlo 




von Atomfuront. 



frei In Sicherheit und 1'rHdenl 
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DEUTSCHER KLUB 1954 




Zu den Vorstandsmitgliedern des „Deutschen Klubs 1954* zählen Prof. Dr. 
Hagemann, Münster, Prof. Iwand, Bonn, und Frau Prof. Dr. Renate Riemetk, 
Wuppertal. 

Der Geschäftsführer des Deutschen Klubs 1954, Karl Graf von Westphalen, 
nahm in der Monatsschrift „Blätter für deutsche und internationale Politik", 
6 v. 20. 6. 1958, Stellung zu der Erklärung des Bundesministers vor dem 
daß dieser Klub und einige seiner Mitarbeiter unter kommunistischem 
Einfluß stehen. Graf von Westphalen beteuerte, der Klub sei in jeder Beziehung 
unabhängig. 

Gewisse Veröffentlichungen des Klubs zeigen jedoch eine auffallende Überein- 
stimmung mit den Ausführungen sowjetzonaler Funktionäre. 

Als Mitarbeiter der erwähnten Zeitschrift „Blätter für deutsche und inter- 
nationale Politik", die Graf von Westphalen verantwortlich leitet, werden u.a. 
angeführt: Rauschmng - er war Mitarbeiter der ostfinanzierten „Rheinisch-West- 
fälischen Nachrichten" -, Hagemann, Renate Riemeck, Leo Weismantel, Franz 
Paul Schneider u. a. m. 

Seit kurzem erscheint ein Pressedienst dieser Blätter unter dem Titel „infor- 
mation-non-conform", in dem die Beiträge zum Vorabdruck angeboten werden. 

In einem „Dr. Achim von Borries" gezeichneten Artikel „Wollt Ihr den tota- 
len Krieg?" heißt es am 25. September 1958 in dem „non conform-Dicnst" im 
Jargon der sowjetzonalen Presse über Bundesverteidigungsminister Strauß: „zum 
Kraftprotz und zum Demagogen geboren ..." 

Die sowjetzonale Monatsschrift „Deutsche Außenpolitik", IV. Jahrgang, Heft 2, 
verunglimpft Verteidigungsminister Strauß mit denselben Worten: 

Luid zu bekommen. Diese Hand ist die ! 
i Josef Strauß, des rcakoonlmen. 
und wildesten Vertreters des west- / 
Monopolkapitals. Als Kraftprotz , 




gc ist er 
Vollcss ' 




. Was Strauß 



Frau Professor Renate Riemeck, Pädagogische Akademie Wuppertal, führen- 
des Mitglied des „Ständigen Kongresses gegen die atomare Aufrüstung", schreibt 
in der Monatsschrift des Klubs: 

„Man ist überzeugt, daß Mensch und Gesellschaft sich umgestalten werden 
und im Zuge dieser Umgestaltung das Ende der großbürgerlich-kapitalisti- 
schen Wirtschafts- und Herrschaftsformen kommen muß. Diese Auffassung 
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Information information Information 
non-conform non-conform non-conform 

- 



CÖlft, dtr. 25- Jeptaabeis I&58 
Auo B<itrßg«n dea in dleaea •r=ehiln«ndeä H*rteu S/58: 



1) lud *Ecr Uangel einer ilbercbu^cad.-a «n«ri:tar,:'jc.«:. 
Außenpolitik" von Dr. Bcraaau ncur-cbnina 

2) Aue "Politische Sinaicat ona l'ücar* 
»ob Otto Eisenaann (U33) 

1) Aue "Bollt ibr den totalen Krio«v» 
von Dr. Aohln von Borrlea 

4) Aua «Verpoeatc Coleßanhoiteri" von licrsann j;chnr.:.:. 

5) Aua "Soo Xartunhauu doo Horm Dullou" 
von Prof. Dr. laltur Hagenmim 

6) Auo "Hauen wir d33 neue Weltbild in Goioti. bewältigt?" 
von Haue Henny Jahnn 

7) Aua 'Tropat Aaausaenc Kampf ,-■■■■< ■ die evanguilacho 
Kirche" von Koir.z Kloppenburg DD, 



*''■*• a ' - ' * O I * 1 r V IlLirON 




einer Nummer der „Blätter für deutsche und internationale Politik' 



verwunden niemanden, der mit den Gedankengängen des Marxismus-Leni- 
nismus auch nur etwas vertraut ist. Daraus aber einen unmittelbar bevor- 
stehenden Angriffskrieg der Sowjetunion abzuleiten, wie die Bonner Regic- 
rungspolitiker es tun, ist eine bewußte Entstellung der Tatsachen. Diese un- 
wahrhaftige Zweckpropaganda soll die wirklichen Absichten der westdeut- 
schen Militärpolitiker verhüllen und die phantastischen Summen rechtferti- 
gen, die für die Aufrüstung bereitgestellt werden müssen . . " 

und über die Wahlen in der Bundesrepublik: 

. . . »Die Wahlen sind äußerlich tatsächlich ,frei'. Die Wahlentscheidung aber 
ist unecht, weil sie auf die raffinierteste Weise, nämlich unter Zuhilfenahme 
sämtlicherTricks der sogenannten ,Motivforschung'gelenkt wird. Dadurch wird 
das Wesen der Demokratie, wie es im Grundgesetz formuliert wurde, in gro- 
tesker Weise verbogen. Für die Träger der Macht hat die parlamentarische 
Demokratie lediglich die Funktion, die autoritäre Machtausübung zu ver- 
hüllen 

(„Blätter für deutsche und internationale Politik"), 20. 6. 1958) 

Diese Äußerungen kann man sinngemäß auch im Zentralorgan der SED. 
„Neues Deutschland", finden, in den Flugblättern der »Nationalen Front" und 
des sogenannten „Ausschusses für Deutsche Einheit*. 

So berichtet der SED-„Vorwärts" (Montags-Ausgabe des „Neuen Deutschland" 
9. Juni 1958) über Frau Professor Riemeck: 

»Frau Professor Riemeck fordert die Gewerkschaften auf, dem Streikverlangen der 
Arbeiter gegen die Atomaufrüstung in der Bundesrepublik nachzukommen." 

,. . . das in den herrschenden Kreisen wider besseres Wissen beschworene Gespenst 
des Kommunismus als Mittel zur Unterordnung des Volkes unter ihre Machtinter- 
essen zu entlarven' 

Der Gleichklang fehlt auch hier nicht, wie aus dem FDGB-Organ zu entneh- 
men ist: 

B Antikommunismus — das ist identisch mit NA TO und Atomkrieg. Wer gegen 
Atomkrieg ist, muß Schluß machen mit dem Antikommunismus. Das Friedensinter- 
esse der deutschen Arbeiterklasse* der deutschen Werktätigen gebietet deshalb den 
Führern der SPD und des DGB . . ., die Politik der Sowjetunion, ihre führende 
Rolle im internationalen Friedenskampf richtig einzuschätzen. 

In Deutschland heißt es, das Bündnis zwischen den fortsdjrittlichen Kräften West- 
deutschlands und den Patrioten der Arbeiterklasse der DDR herzustellen . . . 

Immer mehr kommt in Westdeutschland die Volksbewegung gegen den Atomtod 
in Gang. Immer stärker erkennen aber vor allem die Arbeiter, daß es mit Reden 
und Protesten allein nicht getan ist. Auf der Tagesordnung stehen Taten, stehen 
Aktionen.' 

(.Tribüne", 2. 4. 1958) 
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Der sowjetzonale „Deutsche 
Jugendring", eine von der FDJ 
gelenkte kommunistische Orga- 
nisation, verbreitet das Monats- 
blatt „Junge Begegnung". Die 
Ausgabe Nr. 6 vom Juni 1958 
bringt die nebenstehende Mel- 
dung aus Gelsenkirchen. 
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der 




Das aus der Sowjetzone eingeschleuste kommunistische Organ der in 
Bundesrepublik verbotenen FDJ („Freie Deutsche Jugend") übernahm in der 
Ausgabe vom 1. Mai 1958 einen Artikel von Prof. Dr. Hagemann, Münster. 



Legt den Atomkriegspolitiker« 
das Handwerk! 



Nieder mit dem KPD-Verbot ! 




■ ^ — ■ — — • 



Flugzettel der KPD 
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Der „Bund für Deutsche Ein- 
heit e. V.", der in der Bundes- 1 
tagsrede von Innenminister Dr. 
Schröder ebenfalls genannt 
wurde, forderte in seinem Or- 
gan „Nationalpolitisches Fo- 
rum" und in Flugblättern den 
Generalstreik. Bemerkenswert 
ist, daß der frühere SS-General 
Ebrecht als Redner beim „Bund 
der Deutschen" auftritt und so- 
mit eine gemeinsame Zielset- ► 
zung bekundet. 

(Das „Nalionalpolitisdic Forum" hat sein 
Erscheinen Mitte 1959 eingestellt. Wie der 
„Zcituuge-Voriag und Zoitadiriflcn-Vorlag", 
Bad Godesberg, am 1. Juli 1959 mitteilte, 
hat Wolf Schenke, der Verleger der Wo- 
rhenschrift „Neue Politik", Hamburg, die 
Bezieherkartei erworben.) 




Leun Sit da* Sprjihrohr der nationalen Oppcdtion: 

NationalpoHlisdies Forum 

Uubhingigt Monaiinhrift lur nailonale Sitheihera. und Wthidajtn 

, Fordern Sit IctttenlMc Probehefte M von: 
iM.VarU|. N«mUn>l.r Hol.ltlo. HmplMraA« 4 
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Ein in der „Deutschen Volkszeitung" (Organ des „Bundes der Deutschen") ver- 
öffentlichter Aufruf zur Teilnahme an einer Protestkundgebung gegen (westliche) 
Atom- und Raketenwaffen. 



I 



Freitag 
10. JANUAR 
20.15 Uhr 



Hände weg von Atom- und Raketenwaffen! 
PROTESTKUNDGEBUNG 

Hannover 

Hansa-Haus-Säle, Aegidientorplatz 
Eingang Marlenstraße 



Es sprechen: 
Professor Dr. Dr. Herrmann, Freudenstadt 
Generalleutnant a. D. Ebrecht, Lindau 

BUND DER DEUTSCHEN 



Unkostenbeitrag 20 Pfennig 



Partei für Einheit, Frieden und Freiheit 

Landesverband Niedersachsen 



Seit kurzem erscheint in Hamburg eine hektographierte Publikation des „Bun- 
des für deutsche Einheit": 



v 





Ii . t, 
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Folge o/ I 'i'X'J 



. Jahrgang 



Regelmässiges Erscheinen und weiteren Ausbau des DEUTSCHEN FO- 
RUMS sichern Sic durch Überweisung eines Jahres-Mindestbei trage 
von DU 5, — an unser Postscheckkonto Hmb. 24-7521/Sonderkonto 

S!.i_!!£23£!2£EGi. ! — 

Her ausgeber: 3UND FÜR DEUTSCHE EINHEIT e.V. -Landesgruppe Hamburg, 
Hamburg 1, Lindenatraasc 17, TqI .; 24 52 69. 

Verantwortlich: Willy Henneberg , Hamburg. 
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Der „Bund für deutsche Einheit" fordert als angeblich überparteiliche Organi- 
sation zum Widerstand gegen die „tödliche Atomgefahr" auf. Dieser Widerstand 
soll sich einseitig gegen die westliche Verteidigungbereitschaft richten. 



Bund für deutsche Einheit e. V. 
Landesgruppe Hamburg 
Haaburg l, Liadenstr. 17 III , Tel.: 245269. 
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Alle volksbewußten Deutschen, gleich welcher Partei- 
zugehörigkeit, sind aufgerufen zun Widerstand gegen 
die tödliche Atomscefahr in dea Bewußtsein, daß die 
geplante Atomaufrüstung Westdeutschlands die Teilung 
Deutschlands endgültig maohen wurde. 

In dieser Zeit der ernstesten Bedrohung unserer 
staatlichen Einheit, -unabdingbare Voraussetzung für 
jede Cesundung unseres Volkes in Freiheit und Frie- 
den-, müssen wir die 

nationale Einheitsfront aller Patriot 
von rechts naoh links 
herstellen. Unser Bund als überparteiliche Organi 
sation will dafür die Ausgangsstellung geben. 
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NATIONALPOLITISCHES FORUM 

UNABHÄNGIGE MONATSSCHRIFT FÜR NATIONALE SICHERHEITS- UND WEHRFRAGEN 



Die nationale Parole: 



Generalstreik! 
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Aus einem Memorandum des . 
„Bundes für deutsche Einheit e. V. 



1 Entlarvung 
Bulganins als 
„Parteifeind" hat 
die Torrn der 
< jetischen 
l'riedensappelle 

nicht verändert. 



► 



Bulganlns Appell an die 
„nationalen patriotischen Krina 
in der BundisrepuDiiK 



Die letzte Botschaft Bulganins mit ihrem geradezu be- 
schwörenden Appell an die „nationalen patriotischen 
Krfifte" in der Bundesrepublik laßt ein Überragendes 
Interesse der Sowjctrcgioruag an einer positiven 
deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit — auch im 1 



Insofern bleibt der Geist von Rapallo Bcispic-! und 
Mahnung in der Zukunft. Er ist beileibe kein „Ge- 
spenst"*, wie uns die Bonner weismachen wollen. 
Daß die heute herrschenden Gen-alten außerstande 
sind, ihn wieder auflehenzulassen. ist seit acht Jah- 
ren eine schmerzliche Erkenntnis. Der Ruf nebt 
deshalb an die, die unabhängig ihre Schlüsse ziehen, 
denen das Ganze mehr gilt als der Teil, die nicht 
In Östlichen oder westlichen Denkschemen leben, 
sondern die bereit und willens sind, das zu tun, was 
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In derselben Ausgabe 
des »Nationalpolitischen 
Forums", in der der 
Generalstreik gefordert 
wird, wird der Geist von 
Rapallo beschworen. 
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„STÄNDIGER KONGRESS" 



Am 15. Juni 1958 konstituierte sich in Gelsenkirchen ein „Ständiger Kongreß 
aller Gegner der atomaren Aufrüstung in der Bundesrepublik". Der Kongreß 
wählte ein Präsidium, dem u.a. die Professoren Dr. Hagemann, Dr. Hessen und 
Frau Prof. Dr. Renate Riemeck angehören. Die Eröffnungsansprache hielt Prof. 
Dr. Franz Paul Schneider (Fränkischer Kreis), Würzburg. Ferner gehören dem 
Präsidium an: Frau Prof. Dr. Klara Maria Fassbinder (Friedenskomitee), Bonn, 
Johann Fladung (Kulturbund), Düsseldorf, Hein Wadle (Betriebsrat), Kiel, und 
Joachim Nchring (Herausgeber des „Nationalpolitischen Forums"), Neumünster. 

Seit Juli 1958 gibt der „Ständige Kongreß* einen sogenannten „Kongreß- 
dienst" heraus, für den Prof. Dr. Kurt Grobe, Hamburg, verantwortlich zeich- 
nete, seit kurzem Frau Dr. med. Barbara Rathjens, Hamburg. 

Das Büro des „Ständigen Kongresses aller Gegner der atomaren Aufrüstung 
in der Bundesrepublik" befindet sidi in Hamburg. Sekretär ist Karlludwig Opitz; 
Mitarbeiter des Hamburger Wochenblattes „Die andere Zeitung". 

Die DGB-Führung (Deutscher Gewerkschaftsbund) und SPD distanzierten sich 
von dem von Frau Prof. Ricmcck und Prof. Dr. Franz Paul Schneider gegrün- 
deten „Ständigen Kongreß gegen die atomare Aufrüstung der Bundesrepublik". 

In der Ausgabe des „SPD-Pressedienstes" vom 28. 6. 1958 wird der „Ständige 
Kongreß" als kommunistisch gelenkt bezeichnet. 

Der DGB Nordrhein-Westfalcn distanzierte sich von dem „Kongreß der 
Jugend von Hütten und Schächten gegen den Atomtod", einer Untergliederung 
oder einem Sonderunternehmen des „Ständigen Kongresses". 
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DER „FRÄNKISCHE KREIS" 

Über die Tätigkeit des „Fränkischen Kreises" des "Würzburger Universitätsprofes- 
sors Dr. Franz Paul Schneider äußerte sich Bundesinnenminister Dr. Schröder 
wie folgt: 

„Im Sinne dieser Weisung verstärkten seit Dezember 1957 alle kommunisti- 
schen Hilfsorganisationen ihre Agitation gegen eine atomare Bewaffnung der 
Bundesrepublik und bemühten sich, insbesondere Verbindungen zu den Sozial- 
demokraten und zu den Gewerkschaften aufzunehmen. Die von diesen Kräften 
eröffnete oder unterstützte Kampagne „Kampf dem Atomtod", sowie den Ende 
Februar 1958 veröffentlichten Appell von 44 Universitäts- und Hochschulprofes- 
soren der Bundesrepublik an die Gewerkschaften, versuchten die Kommunisten, 
ihren Zielen nutzbar zu machen. Die am 30. März 1958 vorgenommene Grün- 
dung der „Aktionsgemeinschaft gegen die atomare Aufrüstung der Bundesrepu- 
blik" durch den „Fränkischen Kreis" ist in diesem Zusammenhang besonders 
hervorzuheben. Andere kommunistische Hilfsorganisationen riefen im Laufe des 
Monats April und Mai ähnliche Ausschüsse ins Leben. Die soeben erwähnte 
„Aktionsgemeinschaft gegen die atomare Aufrüstung der Bundesrepublik" wurde 
vom „Fränkischen Kreis" Ende März in Frankfurt gegründet. 

Der „Fränkische Kreis" ist eine von dem kommunistischen „Demokratischen 
Kulturbund DeutsdAands" (DKBD) finanzierte und gesteuerte Nebenorganisation. 
Nach außen hin zeichnet für diesen Kreis der Würzburger Universitätsprofessor 
Dr. Franz Paul Schneider, führendes Mitglied verschiedener kommunistischer 
Hilfsorganisationen, u. a. des Weltfriedensrates. Um der Neugründung den An- 
schein politischer Neutralität und zugleich eine möglichst breite Grundlage zu 
geben, gewann man die Initiatorin des Appells der 44 Professoren an die Ge- 
werkschaften, Prof. Dr. Renate Riemeck, zur Mitarbeit. An der Gründungs- 
konferenz nahmen 66 Personen teil, die Hälfte davon wurden als Gewerkschafts- 
funktionäre bezeichnet. Dem „Fränkischen Kreis" gelang es damit, seinen bis- 
herigen Wirkungskreis - die sogenannte Intelligenz - zu erweitern und auf die 
Arbeiterschaft auszudehnen, was ein alter Wunsch seiner kommunistischen Funk- 
tionäre war. Die Mitgliederliste des „Zentralen Arbeitsausschusses", der von der 
Aktionsgemeinschaft gebildet wurde, zeigt, daß es dem Fränkischen Kreis gelun- 
gen ist, namhafte Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, wie ich annehme, irre- 
zuführen." 
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Werbemittel des „Fränkischen Kreises": 
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Die Moskauer „Prawda" veröffentlichte zum dritten Jahrestag des Verbots 
der KPD einen Artikel, in dem die Wiederzulassung der KPD in der Bundes- 
republik gefordert wird. Gleichzeitig zählt das Blatt die Aktionen auf, an 
denen sich die Kommunisten beteiligten: 

„Regelmäßig, aber nicht legal, erscheinen wie bisher das Zentralorgan der KPD — 
FREIES VOLK und die Zeitungen der örtlicfjen Parteiorgane. In den Betrieben 
gehen Zeitungen und Flugblätter, die die wahrheitsliebenden Worte der Kommuni- 
sten enthalten, von Hand zu Hand. Es erscheint auch das theoretische Organ der 
KPD — WISSEN UND TAT — , das den Marxismus-Leninismus propagiert und 
die bürgerliche und rechtssozialistische ^Theorie" entlarvt . . . 

Kommunisten nahmen an großen Demonstrationen der Gewerkschaften gegen den 
Beschluß des Bundestages zur atomaren Aufrüstung, an Proteststreiks gegen den 
Beschluß zur Errichtung von Raketenbasen in Dortmund und Gießen sowie an 
Kundgebungen der Metallarbeiter in Gehenkirchen gegen die Rüstungsproduktion 
teil. 

Im Zusammenhang mit der Kohlenabsatzkrise in Westdeutschland, den damit zu- 
sammenhängenden Massenentlassungen der Rphrberglcute und Verschlechterung ihrer 
materiellen Lage, veröffentlichte das ZK der KPD Ende Juli ein Bergleute-Hilfs- 
programm . . . 

Durchführung von Streiks und Demonstrationen gegen das Sohließen von Gruben 
durch die Ruhrkohlen-Magnaten usw. Dieses Programm wird von den Ruhrberg- 
leuten auf breiter Ebene erörtert. Einige Programmpunkte wurden sogar auf der 
am 5. August in Essen stattgefundenen Konferenz der Vertreter der Bergleute unter- 
stützt. 

Einen klaren Beweis des unermüdlichen Kampfes der Kommunisten für die Interessen 
der Werktätigen bildet die Tatsache, daß die Arbeiter in Westdeutschland — ent- 
gegen dem Polizeiterror Kommunisten in die Führung ihrer Organisation in den 
Betrieben wählen. 

NacJj Berichten der bürgerlichen Presse gehören im Ruhrgebiet nach dem Verbot der 
KPD 7—10 % der Mandate, und in einzelnen Betrieben bis zu 20 % der Mandate 
der Mitglieder der Betriebsräte den Kommunisten. 

Indem die Kommunisten den Prozeß der Entwicklung des Faschismus in der BRD 
entlarven, rufen sie die Werktätigen zum Kampf für die Wiederzulassung der KP 
auf und für die Beendigung der gerichtlichen Verfolgung der politischen Überzeu- 
gung, für die Amnestierung politischer Häftlinge und zum Schutz der demokrati- 
schen Rechte. 

Getreu den Prinzipien des Marxismus-Leninismus und dem proletarischen Internatio- 
nalismus, helfen die deutschen Kommunisten — indem sie ihre Reihen zusammen- 
schweißen und stählen — , der Arbeiterklasse der BRD, ihre besondere Verantwor- 
tung im Kampf für das weitere Schicksal Deutschlands zu erkennen und ein einheit- 
liches Handeln der deutschen Arbeiterbewegung zu erreichen. 

Die KPD zeigt in der Tat, daß sie die Vorausabteilung der deutschen Arbeiterklasse 
und aller Werktätigen der BRD im Kampf für die nationalen Interessen des deut- 
schen Volkes darstellt.' 



Mit dem Berlin-Ultimatum Moskaus und der Bekanntgabe des sowjetischen 
Friedensvertragsentwurfs sind die zahlreichen Organisarionen in der Bundes- 
republik, die bisher schon die sowjetischen und sowjetzonalen Thesen verbreiteten, 
nicht zufällig zu äußerster Aktivität angespornt worden. Die Propaganda lenkte 
ganz offen auf die Forderungen des Ostens ein. Die Diffamierungskampagne 
gegon die Bundesrepublik erreichte mit der Genfer Konferenz ihren Höhepunkt. 
Unterschriften wurden gesammelt, Resolutionen gefaßt, Delegationen zu der 
Außenministerkonferenz nach Genf entsandt. Die Resolutionen und Aufrufe un- 
tersdieiden sich in keiner Weise von den Elaboraten der Sowjetzonenregierung. 

Wie weit die Verleumdungspolitik der Sowjetzonenregierung von den bereits 
angeführten westdeutschen Organisationen unterstützt wird, geht aus einem an 
die Genfer Außenministerkonferenz gerichteten Schreiben des „Ständigen Kon- 
gresses gegen die atomare Aufrüstung der Bundesrepublik* 1 hervor. Das Schreiben 
wurde in der Hamburger Wochenschrift »Die andere Zeitung", Ausgabe vom 
27. Mai 1959, veröffentlicht und trägt die Unterschrift des Sekretärs des »Stän- 
digen Kongresses", Karlludwig Opitz, der Mitarbeiter der „anderen Zeitung" ist 
und den die SED als ihren „Verbündeten" bezeichnet (siehe Seite 43 »Der neue 
Held'*). In diesem Schreiben an die Außenminister in Genf heißt es wörtlich: 

»Die Atomrüstungspolitik der Bundesregierung ist ein Bestandteil des 
.Kalten Krieges', eine ständige Drohung gegen Nachbarvölker, ist die Vor- 
bereitung auf die »Neuordnung' des östlichen Teiles Deutschlands und des 
Ostens bis zum Ural!" 

Diese Aktionen finden den besonderen Beifall der SED-Presse. Die „Volks- 
stimme", Organ der Bezirksleitung der SED Magdeburg (Nr. 117 vom 21. Mai 
1959) bringt einen Bericht über den Empfang westdeutscher Propagandisten so- 
wjetzonaler Bestrebungen durch die Sowjetzonenvertreter in Genf: 

Der Leiter der Regierungsdelegation der DDR in Genf, Außenminister Dr. Bolz, 
empfing am Mittwoch Professor Schneider, Würzburg, Sekretär des Fränkischen 
Kreises, den Westberliner Regisseur Eridj Engel und drei Vertreter des Sobwelmer 
Kreises. Diese Delegierten sind Abgesandte von etwa 1500 Universität! Professoren, 
Lehrern, Künstlern sowie fast aller namhaften Schriftsteller Westdeutsoblands. Der 
herzlichen, fast einstündigen Unterredung wohnte auch Staatssekretär Dr. Toeplitz 
bei. Zuvor waren die Vertreter der westdeutschen Intelligenz im Sitz der sowjeti- 
schen Delegation von Botschafter Smirnow, Berater lljitsdrow und den stellvertre- 
tenden Sprecher der sowjetischen Delegation, Sergejem, empfangen worden. Botschaf- 
ter Smirnow erläuterte seinen westdeutschen Gästen die Haltung der sowjetischen 
Delegation auf der Genfer Konferenz. 

Die Präsidenten des Deutschen Kulturtages, Professor Dr. Karl Salier, München, 
und Professor Dr. Alexander Mette, Berlin, überreichten am Mittwoob den sechs 
auf der Außenministerkonferenz vertretenen Delegationen eine gemeinsame Erklä- 
rung des Deutschen Kulturtages an die Konferenz der Außenminister . . . 



Professor Dr. Schneider erklärte während des Gespräches mit Dr. Bolz, daß der 
Fränkische Kreis für die Schaffung einer Konföderation auf der Grundlage eines 
mit beiden Teilen Deutschlands abgeschlossenen Friedensvertrages sowie für eine atom- 
waffenfreie Zone eintrete . . . Der Fränkische Kreis gehe davon aus f daß das Pots- 
damer Abkommen die Grundlage für die Lösung der deutsdien Frage bildet. 

Professor Dr. Salier stellte fest, daß die Vertretung der BR in Genf nicht den 
Willen der Mehrheit der westdeutscfjen Bevölkerung zum Ausdruck bringt. Er ging 
besonders auf die freien Wahlen ein und erklärte, daß es keine Atombewaffnung 
• der Bundeswehr geben würde, wenn das Volk wirklich frei wählen könnte . . 



DAS GESCHÄFT MIT DER ATOM-ANGST 

Unmittelbar nach der Pariser NATO-Tagung, auf der im Dezember 1957 
durch das amerikanische Angebot, die Verbündeten mit taktischen Atomwaffen 
auszustatten, das Prinzip der abgestuften Abschreckung in seinen Konturen er- 
kennbar wurde, begann eine sich stets steigernde Anti-Atom-Propaganda, in der 
gleich zu Beginn die Parole der Volksbefragung in den Mittelpunkt gerückt 
wurde. Nach der Bundestagsdebatte vom 23. 1. 1958 wurde die Atom-Agitation 
mit verstärkter Wucht fortgesetzt. Man behauptete, daß „eine Wende in West- 
deutschland gekommen" sei und außerparlamentarische Aktionen den „Auf- 
stand im Parlament" ablösen müßten. 

Lange Zeiträume hindurch war die gesamte Aktivität des kommunistischen 
Propaganda- und Infiltrationsapparates einzig und allein auf die Bundeswehr 
und die Frage der Atombewaffnung konzentriert. In den Dienst dieser Kam- 
pagne wurden nicht nur sämtliche Agenten, Organisationen sowie die gesamte 
Presse der Sowjetzone und ihre Ableger, die Tarnzeitungen, in der Bundesrepu- 
blik gestellt, sondern es wurden zahlreiche neue Vereine, Arbeitsgruppen und 
Arbeitskreise gegründet, die vor allem unter der Parole „Kampf dem Atomtod" 
gegen die Bundeswehr und gegen den Verteidigungswillen der Bevölkerung agi- 
tierten. Da gleichzeitig auch die Parteien der parlamentarischen Opposition eine 
Aktion gegen die Atombewaffnung einleiteten, gelang es den Kommunisten, durch 
gleichlautende Parolen ihrer Gruppen den Anschein der Legalität zu erwirken, so 
daß schließlich in einem allgemeinen Wirrwarr eine vollkommene Unklarheit dar- 
über bestand, welche Aktionen nun kommunistisch und welche nichtkommunistisch 
waren. Dieser Wirrwarr aber entsprach genau der Absicht der Agitatoren in Ost- 
berlin; denn wo Verworrenheit und Unruhe herrschen, können ihre Parolen wir- 
ken, kann vielleicht die „Einheit der Arbeiterklasse" hergestellt werden. 

Nach der gewaltigen Propagandawelle, die mit allen Mitteln der Verleumdung 
geführt wurde, schien im Herbst 1958 eine Ruhepause eingetreten zu sein. Es 
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war eine Pause, in der die Propagandaarbeit weniger sichtbar war, und die die 
Propagandisten für die Festigung und Verstärkung ihres Apparates benutzten. 
Dabei kamen ihnen die vorangegangenen Anti-Atomaktionen zugute. Die Posi- 
tionen, die der kommunistische Infiltrationsapparat auf diese Weise gewonnen hat, 
wurden weidlich ausgenutzt bei der neuen Welle von Anti-Atom-Aktionen, die 
Anfang 1958 einsetzte. 

Nach wie vor ist der Kampf gegen die Bundeswehr ein wichtiger Schwer- 
punkt. Die kommunistische Führung hat aber auch die übrigen Sektoren wieder 
stärker mit Propaganda-Aufträgen und Propagandamitteln bedacht. 

Ganz besonders Deftig sind ihre Reaktionen gegen die Im Schöße der Bundes- 
regierung erwogenen Pläne der psychologischen Verteidigung, nämlich der Ab- 
wehr der sowjetischen Propaganda im allgemeinen und der Propaganda gegen 
die Bundeswehr und den Wehrwillen im besonderen. Gegen die Absichten einer 
psychologischen Verteidigung, die sich ganz natürlich aas der riesigen Propa- 
gandaanstrengung des Kommunismus gegen die Bundesrepublik ergeben muß- 
ten, werden von Radio Moskau und der sowjetamtlichen Presseagentur TASS, 
angefangen über Radio Ostberlin, Sender 904 und die Zonenpresse, bis hinein 
In die Tarnzeitungen, die in der Bundesrepublik erscheinen, wütende Angriffe 
geführt. 

Besonders grotesk ist es, wenn die Propagandisten der totalitären kommunisti- 
schen Diktatur dabei die Bundesregierung beschuldigen, daß sie durch Abwehr der 
kommunistischen Infiltration die demokratischen Rechte der Bevölkerung be- 
einträchtige und die „letzten Reste der Demokratie" durch ihre »klerikal- 
faschistische Diktatur" beseitige. Unter Demokratie verstehen die Kommunisten 
jedenfalls stets die „Volksdemokratie", das heißt die „Diktatur des Proletariats", 
die Diktatur der kommunistischen Partei. 

In vielen Anweisungen des Ostbcrliner Zentralkomitees der SED wurde das 
Stichwort ausgegeben, die einmalige Chance des Kommunismus in Westdeutsch- 
land wahrzunehmen und die Furcht weiter Kreise vor Atomwaffen im Sinne der 
kommunistischen Politik auszunutzen. Wie immer bei heiklen politischen Fragen 
knüpft der Kommunismus auch diesmal an seine Aktionen die Hoffnung, daß es 
gelingen werde, mit außerparlamentarischen Maßnahmen, insbesondere Demon- 
strationen und Generalstreik, eine »Wende in der deutschen Politik herbei- 
zuführen". 

Vergleicht man die Summen, die die Sowjetzonenregierung zur Bekämpfung 
und Lähmung des westdeutschen Abwehrwillens bereitstellt, mit den Beträgen, 
die in der Bundesrepublik für die Aufklärungsarbeit über diese Fragen bewilligt 
werden, dann zeigt sich ein deutliches Mißverhältnis. So standen im Haushaltjahr 
1958 für die „Öffentlichkeitsarbeit in Verteidigungsfragen" für das gesamte Bundes- 
gebiet noch nicht DM 9 000 000, — zur Verfügung. Und auch diese Summe wurde 
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noch als viel zu hoch kritisiert. Für 1959 sind ebenfalls 9 Millionen DM vorgese- 
hen. Gemessen an dem finanziellen Aufwand der Sowjetzone für die Zersetzung 
der Bundesrepublik ist das eine bescheidene Summe. 

Für die getarnten Organisationen des Kommunismus in Westdeutschland, die 
nicht zuletzt der Vorliebe des Deutschen für Vereinsmeierei entgegenkommen, 
gilt, was Steidl nach seinem Abfall in seiner eingangs erwähnten Niederschrift 
feststellte: 

„Die Furcht, daß morgen Eigenleben gewinnen könnte, was gestern noch 
dem finanziellen Odem des Ostens sein Entstehen verdankt, überschattet das 
Dasein aller kommunistischen Tarnobjekte. Diese Furcht ist charakteristisch. 
Sie schafft und zerstört im ewigen Fluß der Dinge und dient damit letztlich 
doch den Zielen, die allen politischen Tarnschöpfungen des Kommunismus 
gesetzt sind: das feindliche Lager aufzuspalten, es zu unterwandern, aufzu- 
weichen, zu zersetzen und zu vergiften, zu narkotisieren und zu lähmen. Die 
Geschichte der kommunistischen Infiltrationsorganisationen ist der mit 
ameisenhaftem Fleiß geübte Versuch der Aushöhlung der nichtkommunisti- 
schen Welt durch nichtkommunistische Menschen." 

Diese Erkenntnis eines Mannes, der selbst jahrelang in die Maschinerie der kom- 
munistischen Infiltration eingespannt war, ist eine deutliche Warnung. Jede Ver- 
kleinerung der unterirdischen Gefahr bestärkt den Kommunismus in seinen weit- 
verzweigten Anstrengungen zur Zerstörung unserer Ordnung. Aber unsere Ab- 
wehrchancen vervielfachen sich, wenn die Kenntnis der kommunistischen Ziele und 
Methoden in möglichst breite Schichten unserer Bevölkerung dringt. 



ULBRICHTS AUFTRAG AN DIE KOLLABORATEURE 

Ulbricht wandte sich auf einer Tagung der „Nationalen Front" in Ostberlin 
ganz offen an seine Kollaborateure in der Bundesrepublik mit folgendem Auftrag: 

Es ist Pflicht der Friedensfreunde in Westdeutschland, jede Möglichkeit auszu- 
nutzen, um den Kampf der DDR gegen die psychologische Kriegsführung der Bonner 
Regierung und gegen die Rüstung in Westdeutschland zu unterstätzen. Es darf 
keine Rüstungsproduktion, keine Flugplätze und keine Raketenbasen gehen, die 
nicht der Führung der Friedenskräfte in Deutschland, die von Berlin (gemeint ist 
Ostbcrlin) aus geleitet werden, bekannt werden . . . Jede der Parteien und Massen- 
organisationen der DDR hat ihre Aufgabe in der Arbeit nach Westdeutschland und 
in Zukunft auch in der Arbeit in Westdeutschland . . . 

(„Neues Deutschland* vom 24. 9. 1958) 

Der kommunistischen Terminologie entkleidet, heißt das klipp und klar: 
Die Kommunisten, ihre Mitläufer und fellow travellers sind aufgefordert, die 
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Zersetzungsarbeit in der Bundesrepublik zu verstärken, Landesverrat und Spio- 
nage zu betreiben und den Verteidigungs- und Widerstandswillen im Westen 
zu lähmen. 

Außer den von Ulbricht angesprochenen „Friedensfreunden" sind in der Bundes- 
republik sdion stets aus der Zone eingeschlcuste Agenten tätig. Der nachfolgende, 
höchst aufschlußreiche Bericht legt Ziele und Methoden dieser Agenten bloß. 



Enthüllungen über die Agententätigkeit im Bundesgebiet 

■ 

Auf Grund von Aussagen des Mitte Mai 1959 aus der Zone geflüchteten 
Referatsleiters und Hauptmanns des MfS (Ministerium für Staatssicherheit) Max 
Heim bekamen die Behörden tieferen Einblick in die Agententätigkeit im Bun- 
desgebiet. Die Agenten verfügen über modernste technische Ausrüstungen für kon- 
spirative Nachrichtenübermittlung. Ihre Informationen bilden die Grundlage für 
„aktive politische Aktionen" in der Bundesrepublik. 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz gab die ersten Ergebnisse der Befragung 
des ehemaligen Mitarbeiters im MfS bekannt. 

»Am 16. Mai 1959 s.etzte sich der Hauptmann im sowjetischen Ministerium für 
Staatssicherheit (MfS) Max Heim gemeinsam mit seiner Familie aus dem Sowjet- 
sektor Berlins in das Bundesgebiet ab. Bei seiner Befragung durch das Bundesamt 
für Verfassungsschutz (BfV) offenbarte er sich und legte Originaldokumente, 
Aktenauszüge und Agentenlisten aus seiner Arbeit als Leiter des Referats II/a 
der Hauptverwaltung Aufklärung (HVA) des MfS vor. Seine Aussagen haben be- 
kanntlich nach schneller Aufklärung durch den Verfassungsschutz zur Festnahme 
zahlreicher Agenten geführt, gegen die der Generalbundesanwalt Ermittlungs- 
verfahren eingeleitet hat, deren Ergebnis abzuwarten sein wird. 

Heim war von Ende 1953 bis in die letzte Zeit hinein für die politische Spio- 
nage in der Hauptverwaltung Aufklärung gegen die CDU/CSU zuständig. In 
gleicher Verwendung hatte er schon seit April 1952 im Institut für wirtschafts- 
wissenschaftliche Forschung (IWF) gearbeitet, dessen Spionagetätigkeit durch 
strafrechtliche Maßnahmen in der Bundesrepublik im Jahre 1953 zum Erliegen 
kam. 

Auf Grund seiner siebenjährigen Verwendung im Spionagedienst verfügt Heim 
über sehr eingehende Kenntnisse von Zielrichtung und Methoden der nachrichten- 
dienstlichen Arbeit des Ministeriums für Staatssicherheit gegen die Bundesrepublik. 

Die im folgenden zusammengefaßten ersten Ergebnisse seiner Befragung wer- 
den als glaubwürdig bewertet, zumal sie in zahlreichen Punkten durch bereits 
vorhandene oder anläßlich der Festnahmeaktion gewonnene Erkenntnisse bestätigt 
sind." 



II. UmgUederung der Hauptverwaltung Aufklärung des MfS 



Zum Jahresende 1958 hat das Kollegium des Ministeriums für Staatssicherheit 
mit Zustimmung des Polit-Büros der SED folgende Neugliederung der Haupt- 
verwaltung Aufklärung beschlossen, die am 1. Januar 1959 in Kraft getreten ist: 

1. Die Zusammenfassung der bisherigen Abteilungen der HVA in Hauptabtei- 
lungen wurde aufgegeben, um eine engere Verbindung der Abteilungsleiter mit 
Generalmajor Wolf, Leiter der HVA, zu gewährleisten und zugleich die Eigen- 
verantwortung der Referatsleiter zu heben. Dadurch ergab sich folgende neue 
Gliederung des sowjetzonalen Nadirichtendienstes HVA: 

Abteilung I: Politische Spionage in Regierungsstellen der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich des Bundesministeriums für Verteidigung (Oberstleut- 
nant Folk). 

Abteilung II: Politische Spionage in Parteien und politischen Gruppen in 
der Bundesrepublik Deutschland (Oberstleutnant Schulze). 

Abteilung III: Ausländische Botschaften, Militärspionage im Ausland 
(Oberstleutnant Jähnicke). 

Abteilung IV: Militärische Spionage im Bundesgebiet (Oberstleutnant 
Knie). 

Abteilung V: Wirtschaftsspionage (Oberst Weinberg). 
Abteilung: VI: Einschleusung von Agenten in die Bundesrepublik Deutsch- 
land (Hauptmann Newe). - Die Abteilung ist neu geschaffen worden. 
Abteilung VII: Auswertung (Oberst Koletzki). 

Abteilung VIII: Diversion (Sabotagevorbereitungen in der Bundesrepublik 
für den Kriegs- und Krisenfall) (Oberstleutnant Schmeiling). 

Abteilung IX: Verbindungen, Funk- und Chiffrierwesen, Labor (Oberst- 
leutnant Hartwig). 

Abteilung K: Dokumentation, Ausweisfälschung (Oberstleutnant Gross- 
kopf)- 

Abteilung R: Kartei, Registratur (Frau Hauptmann Becker). 

2. Die mit Verwaltungs- und Wirtschaftsfunktionen betrauten Abteilungen 
des MfS wurden zu einer Hauptverwaltung B (Bewirtschaftung/Verwaltung) zu- 
sammengefaßt. Die HVA hat an dieser neu entstandenen Hauptverwaltung ihren 
bisherigen Wirtschafts- und Verwaltungsapparat einschließlich der Nachrichten- 
Technik abgeben müssen. In die Leitung der HVB wurde der Nachrichtenfach- 
mann Henschke berufen, um sicherzustellen, daß die Belange der Operativ- 
abteilungen besser als bisher berücksichtigt werden. 

Diese organisatorischen Veränderungen sind im Januar 1959 in einer allge- 
meinen Dienstbesprechung der Hauptverwaltung Aufklärung von Generalmajor 
Wolf erläutert worden. Dabei kam zum Ausdruck, daß die Schwerpunktreferate 
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der HVA durch Neuzuweisungen und amtsinternen Personalausgleich demnächst 
erheblich verstärkt werden sollen. Von diesen organisatorischen Maßnahmen ver- 
spricht man sich auf dem Gebiete der aktiven Spionage eine erhebliche Steigerung 
der Schlagkraft des MfS. 

m. Zahl der Agenten des Staatssicherheitsdienstea 

Im Sommer 1958 forderte Generalmajor Wolf die Abteilungs- und Referats- 
leiter der Hauptverwaltung Aufklärung in einer Dienstbesprechung auf, mit Hilfe 
ihrer geheimen Mitarbeiter mehr als bisher die Abwehrorganc des MfS zu 
unterstützen. Der Minister für Staatssicherheit habe ihm erklärt, die Haupt- 
verwaltung Aufklärung verfüge zur Zeit „allein an der Basis (SBZ) über mehr als 
10000 geheime Mitarbeiter für den Einsatz in der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD)". Mit diesem Apparat müßte er in der Lage sein, wesentliche Informatio- 
nen auch auf dem Gebiet der inneren Sicherheit zu sammeln. 

Hauptmann Heim schätzt die Zahl der darüber hinaus im Bundesgebiet 
ansässigen und dort dauernd tätigen Agenten seines Dienstes auf ca. 2000 bis 3000. 
Damit sind die Angaben des übergetretenen Oberstleutnants der „Nationalen 
Volksarmee* Dombrowski, der von insgesamt 12 500 MfS-Agcnten im West- 
einsatz ausgegangen ist, bestätigt worden. Die Verluste an ernsthaft arbeitenden 
Agenten im Bundesgebiet sollen bisher durch Neurekrutierung mehr als auf- 
gewogen worden sein. 

IV. Einbau getarnter SplonageflUaJen des Staatsalcherbeitadienstes in Fartelcn 
und Organisationen der SBZ; („legale MfS-Residenturen") 

1. Im Jahre 1955 gingen alle operativen Abteilungen der Hauptverwaltung 
Aufklärung (HVA) dazu über, in Einrichtungen der SBZ, die auf kulturellem, 
wissenschaftlichem oder politischem Gebiet „Westarben" leisten, Agenten anzu- 
werben oder sich der legalen Möglichkeiten dieser Institutionen auf sonstigem 
Wege zu nach richten dienst liehen Zwecken zu bedienen. Diese Bemühungen haben 
dazu geführt, daß seit 1948 nahezu in allen Organisationen der SBZ, die über 
„gesamtdeutsche Abteilungen" verfügen, starke „legale Residenturen* des MfS 
arbeiten. 

Als Leiter der HVA hat Generalmajor Wolf von vornherein Wert darauf ge- 
legt, daß diejenigen Organisationen der sowjetischen Besatzungszone, die als Träger 
legaler ND-Residenturen dienen, nicht durch die Spionagearbeit der Residenten 
kompromitiert werden. In einer zentralen Dienstbesprechung der leitenden H VA- 
Offiziere wurden 1957 entsprechende Belehrungen erteilt. Hinweise dieser Art 
sind auch in die Ende 1958 neugefaßten Richtlinien der Hauptverwaltung Auf- 
klärung über „Grundzüge der Nachrichtenarbeit" aufgenommen worden. 
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Aus diesen Gründen findet die Zusammenarbeit der HVA mit ihren legalen 
Residenturen unter strengster Wahrung der Regeln der Konspiration statt. Be- 
sprechungen über Treffs werden grundsätzlich in konspirativen Wohnungen 
abgewickelt, wobei die Agentenführer der HVA unter Tarnnamen auftreten. Die 
Mitglieder der legalen MfS-Residenten sind mit konspirativen Telefon-Nummern 
ausgestattet und quittieren über den Empfang von Verratsgcldern mit Decknamen. 
Während ihres Einsatzes in der Bundesrepublik sind sie mit sowjetzonalen Deck- 
anschriften der HVA und zum Teil mit nachrichtentechnischen Hilfsmitteln aus- 
gerüstet. 

2. Von den legalen Residenturen, die sich mit politischer Spionage im Bundes- 
gebiet befassen, ist diejenige im Parteivorstand der Ost-CDU eine der stärksten. 
Außer dem Generalsekretär dieser Partei, mehreren Mitgliedern des Präsidiums 
des Parteivorstandes, dem gesamten Persona! der «gesamtdeutschen Abteilung" 
der Ost-CDU einschließlich der Sekretärinnen und eines Spitzenagenten, der 
seinerseits eigene Mitarbeiter in der CDU-Ost als Netzführer anleitet, einem 
Mitarbeiter der Abteilung Kirchenpolitik und mehreren Volkskammerabgeord- 
neten sind auf Bezirks- und Kreisebene der Ost-CDU eine Fülle weiterer Funk- 
tionäre oder im Staatsdienst stehender Parteimitglieder schriftlich verpflichtete 
MfS-Agenten. Heim hat den Abwehrorganen der BRD genaue Aufzeichnungen 
über Personalien, Decknamen, Verpflichtungstermine, Bezahlung und Arbeits- 
ergebnisse der von ihm aufgebauten legalen Residentur in der Ost-CDU über- 
geben. Etwa 30 Agenten in höheren Paneifunktionen der CDU-Ost sind von ihm 
selbst oder seinen unmittelbaren Untergebenen angeworben, geführt und mit 
Spionageaufträgen in die BRD entsandt worden. 

3. Die Westabteilung der LDP wird als legale Residentur des Staatssicher- 
heitsdienstes zur Aufklärung der FDP benutzt. 

Für die Spionagetätigkeit gegen die SPD in der Bundesrepublik ist das stärkste 
Referat der Abteilung II zuständig, das gleichfalls über zahlreiche Residenturen 
in verschiedenen Institutionen und Organisationen der SBZ verfügt. 

Der politischen Spionage dienen außerdem MfS-Residenturen in der gesamt- 
deutschen Abteilung der NDPD, im Nationalrat der Nationalen Front, im Deut- 
schen Frauenbund, im Friedensrat, im Berliner Amt für Literatur und Verlags- 
wesen, im Deutschen Institut für Zeitgeschichte und in der Gesellschaft zum Stu- 
dium wissenschaftlicher Kenntnisse im Sowjetsektor Berlins. Spionage gegen den 
deutschen Gewerkschaftsbund wird über eine sehr starke Residentur der Haupt- 
verwaltung Aufklärung im sowjetzonalen FDGB betrieben. 

4. Die Abteilung für Wirtschaftsspionage bedient sich funktionsfähiger Resi- 
denten in allen Fachausschüssen der DIA und im Leipziger Messehaus. Weit mehr 
als die Hälfte des Personals der Leipziger Messe ist schriftlich zur geheimen Mit- 
arbeit für die MfS-Bezirksverwaltung Leipzig verpflichtet. 

94 



V. Arbeitsgrundsätze für die Aufklärung und nuchrichtendienstllche 
Zersetzung politischer Institutionen der BRD 

1. Verstärkte Arbeit unter falscher Flagge 

Im Herbst 1958 schlug der russische Chefberater Oberst Litowkin dem zustän- 
digen Abteilungs- und Referatslei ter der HVA vor, in der politischen Spionage 
dazu überzugehen, geheime Informationen aus Regierungsstellen, Parteien, Arbeit- 
geberverbänden und Gewerkschaften in erster Linie unter der Legende zu beschaf- 
fen, daß dieses Material von »westdeutschen Presseorganen oder Industrie-Kon- 
zernen'' benötigt würde und unbedingter Queüenschutz gewährleistet sei. Auf dem 
Gebiet der Wirtschaftsspionage hätte der sowjetische Nachrichtendienst mit dieser 
Methode, unter falscher Flagge zu arbeiten, gute Ergebnisse erzielt. Generalmajor 
Wolf ordnete darauf an, dieser Form der Nachrichtenbeschaffung künftig beson- 
dere Beachtung zu schenken. Großzügige Geldangebote und die Vorspiegelung, 
im Falle der Entdeckung sei eine Einstellung mit hohem Gehalt in der Industrie 
der BRD möglich, könnten dazu beitragen, den Angesprochenen zur Mitarbeit 
it zu machen. 

2. Richtlinien für die politische Spionage und nach- 
richtendienstliche Zersetzuno 

Die politische Spionage der Hauptverwaltung Aufklärung zielt darauf ab, mit 
Hilfe geheimer Mitarbeiter umfassende Informationen aus den Regierungsorganen, 
Behörden, Parteien, Gewerkschaften und sonstigen politischen Gruppen im Bun- 
desgebiet und West-Berlin zu beschaffen und zu diesem Zweck möglichst in die 
Zentrale der genannten Institutionen einzudringen. Die Agenten werden vielfach 
über Funk gesteuert. Sie verfügen zum Teil über hochwertige technische Geräte 
und Schlüssclmittel zur konspirativen Nachrichtenübermittlung. 

Aus der Aussage des MfS-Hauptmanns Heim ergibt sich, daß die mit der poli- 
tischen Spionage befaßten Referate der HVA audi für die nachrichtendicnstliche 
Zersetzung zuständig sind. Auf Grund allgemeiner Direktiven des Polit-Büros der 
SED ist das Ministerium für Staatssicherheit befugt, die von ihm beschafften poli- 
tischen Informationen aus der Bundesrepublik selbständig zu „aktiven politischen 
Aktionen" auszuwerten. Diese Maßnahmen dienen dem Ziel, in den jeweils auf- 
geklärten Institutionen und in der Gesamtbevölkerung der BRD Unzufriedenheit, 
Konflikte und Verwirrung zu stiften und allgemein zersetzend zu wirken. Die lei- 
tenden Funktionäre der HVA wiesen in den Dienstbesprechungen der letzten Zeit 
wiederholt darauf hin, Aufgabe der Hauptabteilungen I und II sei es, nicht ledig- 
lich aufzuklären, sondern das von ihren Agenten beschaffte Informationsmaterial 
unmittelbar zu nachrichtendienstlichen Zersetzungsaktionen zu benutzen. Zustan- 
dig für die Planung und Durchführung »aktiver politischer Aktionen" ist jeweils 
das für die Aufklärung der betroffenen Institutionen zuständige HVA-Refcrat. 
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3. Nachrichcendienstliche Zersetzungsversuche gegen 
die CDU 

Durch die Aussagen des MfS-Hauptmanns Heim ist geklärt worden, daß u. a. fol- 
gende Zersetz ungaktionen gegen die CDU/CSU von dem Referat II/a der Haupt- 
abteilung Aufklärung des sowjetzonalen Staatssicherheitsdienstes geplant und ver- 
wirklicht wurden: 

a) Fälschung und Einschleusung eines Briefes des Vorsitzenden der CDU vom 
3. September 1956 an die Parteimitglieder mit Unterschrift »Adenauer". 

b) Fälschung und Einschleusung eines Briefes des Bundestagsabgeordneten 
Dr. Otto Lenz vom 9. November 1956 und einer angeblichen Gegenstellungnahme 
des stellvertretenden Geschäftsführers der CDU Dr. Kraske vom 14. November 
1956. Durch diese Fälschung wurde versucht, katholische und evangelische Kreise 
innerhalb der CDU/CSU gegeneinander aufzubringen. 

c) Fälschung und Einschleusung eines Briefes des damaligen Landesvorstandes 
der CDU Berlin Ernst Lemmer vom 30. November 1956 und eines Briefes des 
Bundestagspräsidenten Gerstenmaier. 

d) Übersendung von Fotokopien aus Akten der Zeitschrift „Das Wirtschafts- 
bild", die im Bundesgebiet im Februar 1957 von MfS-Agenten gestohlen worden 
waren, an Organisationen, Presseorgane und Parteistellen mit dem Ziel, inner- 
politischen Konfliktstoff zu schaffen. 

e) Störung der Abschlußkundgebung des CDU-Parteitages 1957 in Hamburg 
durch eine Flugblattraketc, die von MfS-Agcntcn gezündet wurde. 

f) Eingriff in die Wahlen zum Berliner Abgeordnetenhaus im Jahre 1958 durch 
Druckschriften, die den Eindruck erweckten, von CDU, SPD oder FDP heraus- 
gegeben worden zu sein. 

4. Aufklärungsschwerpunkt des Staatssicherheits- 
dienstes gegen die CDU 

Die Abteilung II der Hauptverwaltung Aufklärung hat sich, wie ein im Origi- 
nal vorliegender »Perspektivplan" für das Jahr 1959 ergibt, zum Ziel gesetzt, 
nachrichtcndienstlich in folgende Gremien der CDU vorzustoßen, aus denen bis- 
her trotz intensivster Bemühungen geheime Mitarbeiter nicht zur Verfügung 
standen: 

a) Bundestagsfraktion der CDU, insbesondere der für außenpolitische, gesamt- 
deutsche und verteidigungspolitische Fragen zuständigen Gremien, 

b) Sekretariat der Bundestagsfraktion der CDU, 

c) Sozialausschüsse dieser Partei, um in ihnen bis zu den Kreisorganisationen 
der CDU hinab Hinweise über parteiinterne Konflikte zu sammeln. 
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Zu diesem Zweck sollte die Zahl der tätigen Agenten vergrößert und die Reise- 
tätigkeit der MfS-verpfliditeten Funktionäre der Ost-CDU in das Bundesgebiet 
erheblich verstärkt werden. 

Durch die Einleitung der Strafverfahren und die Enthüllungen des Hauptmanns 
Heim hat die Hauptverwaltung Aufklärung die notwendigen Ausgangspunkte 
für diese Spionagcabsichten innerhalb der CDU verloren. Sie ist jetzt gezwungen, 
einen völlig neuen Apparat von geheimen Mitarbeitern mit Zugängen zu dieser 
Partei aufzubauen.** 

Gegen die kommunistische Arbeit, die sich mit einem Schieier der Legalität 
zu umgeben versteht, können nur aufmerksame Beobachtung und Aufklärung 
helfen. Das kann nicht den Behörden Uberlassen bleiben, die nur einzuschreiten 
vermögen, wenn konkrete gesetzliche Vorschriften verletzt werden, sondern die 
Bevölkerung selbst muß aktiv an der Abwehr mitwirken. Sie darf sich vor 
allem nicht täuschen lassen, wenn sie mit verlogenen Friedensparolen angespro- 
chen wird, die seit Jahrzehnten zu einem Bestandteil der sowjetischen Politik 
zählen. In Wirklichkeit ist diese kommunistische „Friedens"-Propaganda ein 
Mittel, um die Bevölkerung gegen die Politik ihrer Regierung aufzuwiegeln, 
wenn diese zu der Sowjetpolitik In Widerspruch steht oder sich Ihrem Willen 
nicht bedingungslos zu unterwerfen bereit ist. 

Wir alle wissen aus den traurigen Verhältnissen der Sowjetzone, was der 
Verlust der Freiheit für den einzelnen Menschen und für ein ganzes Volk be- 
Um so 




* 



(Aus dem „Bulletin" des Presse- und Informaiionsamtes der Bundesregierung vom 
6. Juni 1959.) 



WICHTIGE NEUERSCHEINUNGEN 

■ 



A. SOETE/F. JOHANNES 

Wegweiser durch die neuen Beihilfevorschriften 

204 Seiten, Kunststoffumschlag DM 9,50 

.Der .Wegweiser' zeigt die Beihilfen in neuem Lichte, das im Hin und 
Her der Diskussionen erloschen zu sein schien. Er führt die Beihilfe als 
Wohltat des Dienstherrn auf ihren wahren Ursprung zurück. Er zeigt da- 
mit eine glückliche Hand in der Befriedung der Parteien. Die Verfasser 
behandeln die Beihilfevorschriflen und darüber hinaus das gesamte Für- 
sorgeproblem folgerichtig und eigenständig in einer Weise, die es jedem 
Beihilfeberechtigten leicht ermöglicht, ihnen schnell und sicher zu folgen. 
Ein ausführliches Sachregister vervollständigt den Text.' 

.BULLETIN' der Bundesregierung 
ERNEST J. SALTER / MAXIMILIAN STEIN 

Taschenbuch des Kommunismus - in These und Gegenthese - 

256 Seiten, mit vielen Illustrationen DM 4,80 

.Hier sind die wichtigsten Schlagworte, die in Jeder kommunistischen Zei- 
tung oder Radiosendung immer wieder auftauchen, aufgeführt und durch 
parteiamtliche Äußerungen erläutert (zum Beispiel .Aktionseinheit' , „Block- 
politik', .Demokratie', .Diktatur', .Freiheit', .Koexistenz', .Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker', .Wiedervereinigung'). Diesen kommunisti- 
schen Phrasen sind - auch typographisdi sehr einprägsam und reich 
illustriert - die Stellungnahme, die Begriffe und Tliesen der freien Welt 
gegenüber gestellt. So entstand ein nützlicfies Taschenbuch, das prägnant 
und allgemeinverständlich Ziele und Methoden des Kommunismus klarlegt, 
ein Vademecum für die Auseinandersetzung mit den Kommunisten und 
ihren Mitläufern." .RHEINISCHER MERKUR" 

HILMAR W. SCHLÜTER 

Die Wiedervereinigung Deutschlands 

Taschenbuch-Querformat, zweifarbig bedruckt. 174 Seiten DM 3.80 

.Das Buch besticht durch die Ausbreitung des gesamten authentischen Ma- 
terials von den Anfängen bis zur Gegenwart. Im Bestreben, die Hinter- 
gründigkeit der diplomatischen Formebpradie zu enträtseln, gibt der Autor 
einen Wegweiser durch das Gestrüpp der Noten, Pläne und Verhandtungen. 
Kaum möglich, sich anders hier nodi zurechtzufinden." 

.ABENDPOST- 



VLADBTA MILICEVIC 

Der Königsmord von Marseille - das Verbrechen und seine Hinter- 
gründe - mit zahlreichen bisher unveröäentlichen Bildern u. Dokumenten 

DM 8.80 

„Am 9. Oktober 1934 wurden König Alexander L von Jugoslawien und der 
französisdie Außenminister Barthou in Marseille ermordet. Das Verbre- 
chen und seine Hintergründe werden von dem Manne aufgeklärt, der sei- 
nerzeit im Auftrage der jugoslawischen Regierung die Untersuchung des 
Attentats führte. Die erstmals veröffentlichten Dokumente entlarvten die 
in der DDR aufgestellte Behauptung, der Königsmord von Marseille sei 
von der Gestapo unter Beteiligung deutsdier Offiziere durcligeführt worden, 
als plumpe Gesdiichtsfälschung. Die tatsächlichen Auftraggeber sind die 
kroatischen Ustaschi-Führer Pavelic und Kvaternik. Sie standen unter dem 
persönlichen Schutz des italienischen Diktators Mussolini, der sich ihrer 
für seine Balkan- Politik bediente. Einige der für das Verbrechen Verant- 
wortlichen sowie einige der Mittäter leben heute in Südamerika. Möge das 
Buch dazu beitragen, daß der Arm der Gerechtigkeit sie doch noch erreicht." 

MAMBURGER ECHO' 

Ausgaben für den englisch - französisch - und spanischsprachigen Leser = 
A King dies in Marseilles DM 8,80 

L' Assassinat du Roi Alexandre 1er a Marseille DM 8,80 
El Regicidio de Marsella DM 8,80 

VORANKÜNDIGUNG: 

LOTHAR VON BALLUSECK 

Frei sein wie die Vater . . . ? die Geschichte der Freiheit in Deutschland. 

mit zahlreichen Bildern und Dokumenten. Das schön ausgestattete Werk 
stellt einen widüigen Beitrag zur Überwindung mancher antideutscher 
Vorurteile - und der Vorurteile mancher Deutscher - dar. 

Geschenkausgabe DM 24.80 
Durch alle Buchhandlungen zu beziehen. 
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